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Ämtsblatt

der

Königlichen Regierung zu Düsseldorf.
Stück IS. Jahrgang 188K.

33« 337. Wir Wilhelm

von Gottes Gnaden König von Preußen, Markgraf

zu Brandenburg zc.

Urkunden und bekennen, daß nachdem die Vormundschaft

des minderjährigen Grafen Dietrich Wolff-Metternich

zu Schloß Gracht in Ausführung der demselben durch
autonomes Testament feines Vaters, des Grafen Max

Wolff-Metternich vom 26. Mai 1883 gemachten Auf¬

lage durch die Notarialakte vom 22. December 1883,
24. December 1884 und 24. November 1885 ein gräf¬

lich Wolff-Metternich'sches Familien-Fideikommiß Gracht

gestiftet hat, Wir der Stiftung dieses Familien-Fidei-

kommiffes hiermit Unsere landesherrliche Genehmigung

ertheilen wollen mit dem Vorbehalte:

Daß durch die darin eingeschlossene Genehmigung des

dritten Abschnitts der Stiftungsurkunde vom 22. De¬

cember 1883 der in diesem Abschnitt als fortbestehend

angeführten und für das errichtete Fideikommiß als

maßgebend erklärten Bestimmung der Stiftungsurkunde

des Wolff genannt Metternich Freiherrn zu Gracht und

feiner Ehefrau Katharina geb. von Hall vom Jahre

1660 eine andere oder stärkere rechtliche Wirkung, als

derselben ohnehin seither beigewohnt hat, in keiner

Weise hat beigelegt werden sollen.

Wir genehmigen und bestätigen demzufolge die vor¬

gedachten unter dem 22. December 1883, 24. December

1884 und 24. November 1885 vollzogenen Stiftungs¬

urkunden nebst deren Anlagen ihrem ganzen Inhalt

nach, und wollen, daß die Betheiligten bei den in

diesen Urkunden enthaltenen Anordnungen den Gesetzen

gemäß jederzeit geschützt werden, Uns jedoch und jedem

Dritten an seinen Rechten unbeschadet.

Deß zu Urkund haben Wir diese Bestätigungsurkunde

Höchsteigenhändig vollzogen und mit dem Königlichen
Jnsiegel versehen lassen.

Gegeben Berlin, den 15. Januar 1886.

(1^. S.) gez.: Wilhelm.

ggez. Friedberg.

Die Successionsordnung in Ansehung des genannten

Familien-Fideikommisses ist die der reinen Primogenitur,

wie solche in der oben bezogenen Stiftungsurkunde vom

Jahre 1660 näher vorgeschrieben ist. Nach dem Aus¬

sterben des Mannesstammes sind die männlichen Nach¬

kommen der Töchter des Geschlechts nach der Ordnung

Ausgegeben zu Düsseldorf am 17. April 1886,

der Primogenitur berufen.

Jetziger Fideikommiß-Besitzer ist der minderjährige
Graf Dietrich Wolff-Metternich,

Die dem Fideikommiffe einverleibten Immobilien im

Regierungsbezirke Düsseldorf sind in den Gemeinden

Dabringhausen, Burscheid und Steinbüchel gelegen und
katastrirt wie folgt:

I. Gemeinde Dabringhaufeu.

Artikel 309 Flur 12 Parzellen Nr. 10, 50/11, 51/11,

52>12, 53/12, 72/41, 73/41, 1, 2, 3, 44/4, 45j4,

48>58, 49/78, 9, 54/13, 55/13, 14, 56/15, 57/15.17,

16, 16dis, 18, 58/19, 20, 21, 59>22, 23, 25, 60/26,
61/26, 27, 62/28, 63/28, 30, 64/31, 65/31, 68/33,

69/33, 34, 35, 36, 37, 40, 66/32, 67/32, zusammen

66 Hektare 58 Are 99 Meter nebst den ausstehenden

Gebäulichkeiten.
II. Gemeinde Burscheid.

Artikel 1296 Flur 3 Parzellen Nr. 151/1.30, 417/1.31,

151/1.29, 417/1.32, zusammen 8 Hektare 90 Are 38
Meter.

III. Gemeinde Steinbüchel.

Artikel 169 Flur 3 Parzellen Nr. 40, 41, 49 296,

297/VI.193, 297/VI.194, 299, 319/V1.204, 319/V1.205,
319/V1.206, 380, 381, 382, 667, 675, 292, 294, 295,

671 711 71H 716

Artikel' 395' Flur 3 Parzellen Nr. 858/717 zc.,

859/717 :c., 719, 720, 860/726, 732, 735. Flur 4

Parzellen Nr. 331, 336, 341, 368, zusammen 7 Hektare
72 Are 63 Meter nebst den ausstehenden Gebäulichkeiten,

Inhalt des Reichs-Gesetzblattes.
339. 338. Das zu Berlin am 10. April 1886 aus¬

gegebene 8. Stück des Reichs-Gesetzblattes enthält:

Nr. 1643. Gesetz, betreffend die Ausprägung einer

Nickelmünze zu zwanzig Pfennig. Vom 1, April 1886.
Nr. 1644. Gesetz, betreffend die Erhebung einer

Schifffahrtsabgabe auf der Unterweser. Vom 5, April1886.

Nr. 1645. Bekanntmachung, betreffend eine Abände¬

rung des Verzeichnisses der gewerblichen Anlagen, welche

einer besonderen Genehmigung bedürfen. Vom 1. April
1886. '

Inhalt der Gesetzsammlung.
340. 326, Das zu Berlin am 7. April 1886 ausge¬

gebene 10. Stück der Gesetz-Sammlung enthält:



Nr. 91 >5. Gesetz, betreffend die Kirchenverfassung
der evangelischen Kirche im Bezirke des Konsistoriums
zu Kassel. Vom 19. März 1886.

Nr. 9116. Verfügung des Instizministers, betreffend
die Anlegung des Grundbuchsfür einen Theil des
Bezirks des Amtsgerichts Flensburg. Vom 24. März
1886.

Nr. 9117. Verfügung des Justizministers, betreffend
die Anlegungdes Grundbuchsfür einen Theil der
Bezirke der Amtsgerichte Hildesheim und Lüchow. Vom
29. März 1886.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Central-Vehörden.

34t. 340. Wiederaufnahme des Postanweisungsver¬
kehrs mit Bulgarien.

Der zeitweiligeingestellt gewesene Postanweisungs¬
verkehr mit Bulgarien wird vom 15. April ab wieder
eröffnet. Postanweisungennach Bulgarienwerden daher
von den Postanstalten von dem genannten Tage ab
wieder angenommen.

Berlin den 13. April 1886.
Der Staatssekretär des Reichs-Postamts, I. V.:Sachse.

Verordnungen u Bekanntmachungen
der Proviuzial-Behördeu.

34Ä 344. Der kommissarische Lehrer vr. Robert
Krenschmer an der Gewerbeschule(höhere Bürgerschule
mit Fachklassen) zu Barmen ist von uns zum ordent¬
lichen Lehrer an dieser Anstalt ernannt worden.

Koblenz, den 2. April 1886. Nr. 2551.
Königliches Provinzial-Schnl-Kolleginm:v. Puttkamer.
343. 332. Die Rheinschifffahrt betreffend.

Die Rheinschiffsahrttreibenden werden davon in Kennt¬
niß gesetzt, daß zur Regulirung des Rheins bei Mül-
heim die rechtsseitige Uferbucht oberhalb der Stadt
durch ein Längswerkmit oben an das Ufer anschließen¬
der Buhne in Höhe von 4 bis 4,5 Meter am Kölner
Pegel verbaut wird und daher der längs des Ufers bei
höheren Wasserständen für die Bergfahrt früher benutzte
Fahrweg geschlossen ist.

Koblenz, den 5. April 1886.
Der Oberpräsident der Rheinprovinz: v, Bardeleben.
344 322 Polizei-Verordnung
betr. die Fischerei im Rhein und in der Lippe während

der Frühjahrs-Schonzeit.
Auf Grund des Z. 11 des Gesetzes über die Polizei-

Verwaltung vom 11. März 1850 und der W. 3 bis 7,
resp. ß. 17 der Allerhöchsten Verordnung, betr. die Aus¬
führung des Fischereigesetzesin der Rheiuprovinz,vom
2. November 1877 verordnen wir mit Genehmigung des
Herrn Ministers für Landwirthschaft, Domainen und
Forsten, für den Umfang des Rheines und der Lippe,
innerhalb der Grenzen des diesseitigen Regierungsbezirks,
was solgt:

§. 1. Der Fang von Lachsen und Lachsforellen
ist während der Frühjahrsschonzeit (vom 10. April bis

9. Jnni) au allen Tagen mit Ausnahme der Zeit vom
Sonnen-Untergang Samstags bis ebendahin Sonntags
gestattet.Z. 2. Der Fang von Finten, Mai fischen nud
Stinten ist während der genannten Schonzeit an allen
Tagen außer von Sonnen-Untergang Freitags bis eben¬
dahin Sonntags gestattet.

Z. 3. Der Fang aller übrigen Fische ist während
der Frühjahrs-Schonzeit in den genannten Flüssen nur
von Sonnen-UntergangMontags bis ebendahin Donners¬
tags, jedoch mit Ausschlußaller derjenigen, auch sonst
erlaubten Fangmittel, welche vorzugsweisegeeignet sind,
die junge Fischbrut zu zerstören, gestattet.

ß. 4. Der Betrieb der Fischerei vermittelstständiger
Vorrichtungen und schwimmender oder an dem Ufer oder
Flußbett befestigteroder verankerter Netze oder Reusen
ist während der genannten Schonzeit verboten.

§. 5. Zuwiderhandlungen gegen diese Polizei-Ver¬
ordnungen werden, soweit nicht die im Reichsstrafgesetzbuch
Z. 296 und H. 370, 4, sowie die im Fischereigesetz vom
30, Mai 1874, §Z. 49 ff. und die im Z. 16 der Allerh.
Aussühruugs-Verordnung vom 2. November 1877 ange¬
drohten höheren Strafen Platz greifen, mit Geldbuße
von 3 bis 30 Mark, im Unvermögensfalle mit ent¬
sprechender Haft geahndet.

Die Königl. Landrathsämterder an den Rhein und
die Lippe angrenzendenLand- und Stadtkreisewerden
mit der sofortigen RePublikation dieser Verordnungin
den Kreis- und Lokalblättern beauftragt.

Düsseldorf, den 10. April 1880. I. III. 1667.

Vorstehende Verordnung wird hiermit in Erinnerung
gebracht und es werden die oben bezeichneten Königlichen
Landrathsämter zu wiederholtenRePublikationen derselben
veranlaßt.

Düsseldorf, den 6. April 1886. I. III. L.. 2173.
Königl. Regierung, Abtheilung des Innern: von Roon.
343. 333. Auf den Bericht vom 28. Februar d. I.
will Ich der Stadtgemeinde Baden-Baden hierdurch die
Erlaubniß ertheilen, Loofe zu der mit Genehmigung
des GroßherzoglichBadischen Ministeriums des Innern
zum Besten der diesjährigen Baden-Jffezheimer Rennen
von ihr zu veranstaltenden Ausspielungvon Gegen¬
ständen der Kunst, der Industrie und des Gewerbes
auch im diesseitigen Staatsgebiete, und zwar in dem
ganzen Bereiche desselben zu vertreiben.

Berlin, den 8. März 1886.
gez.: Wilhelm,

ggez.: von Puttkamer.

Vorstehende Allerhöchste Ordre wird mit dem Ver¬

anlassen zur öffentlichen Kenntniß gebracht, dem Ver¬
triebe der betreffenden Loose Hindernisse nicht entgegen

zu setzen.Düsseldorf,den 6. April 1886. 1. II. 1768.
Königl. Regierung, Abthl. des Innern: von Roon.

346. 334. Der Herr Minister für Handel und
Gewerbe hat unterm 9. September v, I. die von der
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unterm 6. Juni 1880 zum Geschäftsbetriebe in Preußen
konzessionirten Spiegel-Versicherungsgesellschaftder ver¬
einigten Glaser Hamburg-Altona's Hammonia zu Ham¬
burg beschlossene Aenderung ihrer Statuten in den
HZ. 1, 3) 6, 8, 9, 10, 13, 14, 21, 22, 25 und 27
genehmigt, was wir unter Hinweis auf die dem gegen¬
wärtigen Stück als besondere Beilage angefügten
Statuten in ihrer zur Zeit geltenden Form hiermit zur
öffentlichen Kenntniß bringen.

Düsseldorf, den 8> April 1886. 1. III. L. 1819.
Königliche Regierung, Abth. des Innern: von Roon.
347. 335. Unterj Bezug auf unsere Amtsblattsbekannt¬
machung vom 12. Juni 1880 I. III. L. 2888 bringen
wir hierdurch zur allgemeinenKenntniß, daß der Herr
Minister des Innern unterm 6. Januar 1886 zu dem
revidirten Statut der „SchweizerischenRentenanstalt
zu Zürich", welches nebst der Genehmigungsurkunde
und dem bezüglichen Dekrete des Schweizerischen Bundes-
34S. 329 Uebersicht ansteckender Krankheiten.

RegierungsbezirkDüsseldorf.Jahr 1886. 13. Jahreswoche vom 28.

rathes dem gegenwärtigenStücke als besondere Anlage
angefügt ist, seine Zustimmung ertheilt hat.

Düsseldorf,den 8. April 1886. I. III. L. 1974.
Königliche Regierung, Abth. des Innern: von Roon.
348. 336. Durch Erlaß des Herrn Ministers des
Innern vom 11. März er. ist dem Senat der König¬
lichen Akademie der Künste zu Berlin die Erlaubniß
ertheilt worden, mit der im Laufe dieses Jahres daselbst
stattfindenden Jubiläums-Kunstsusstellungeine Ans-
spielung von Kunstwerken,bestehend in Oelgemälden,
Skulpturen, Werken der Plastik aus edlem Metalle,
Aquarellen, Kupferstichen ?c., zu welcher 500 000 Loose
» 1 Mark, unter Aussetzung von 28 662 Gewinnen
zum Totalwerthe von 300 000 Mark ausgegeben werden
dürfen, zu verbinden uud die betreffenden Loose im
ganzen Staatsgebiete zu vertreiben.

Düsseldorf,den 6. April 1886. I. II. 1684.
Königliche Regierung, Abth. des Innern: von Roon.

März bis 3. April.

Kreis.
Cholera. Pocken. Darm- !! Fleck- >! Rückfall-

T^y p hus. Maseru. Scharlach.

Bin TodeS-
! fälle.

Zug. Todes¬
fälle,

x>„. T̂odes-!oUg-! Me, Todes-ZUg. sjlle. Zug. Todes-!
stille, l

Todes- g,
fälle, «Ug.

TodeS-!
siille.

Diph¬
therie^

Zug- Todes¬
fälle.

Kindbett-
sieber^

Zug. Todes¬
fälle,

Barmen . .
Cleve . . .
Creseld (Land)

do. (Stadt)
Düsseldorf

(Land) . .
"Düsseldorf

(Stadt) .
Duisburg .
Elberfeld .
Essen (Land)
do. (Stadt)

* Geldern
*Gladbach .
Grevenbroich
Kempen
Lennep . .
Mettmann.
Moers . .
Mülheim .
Neuß . .
Rees . .
Solingen .

Summ
Bemerkung.

3

3

20

3

— !i 40 3

14

7
12
4

10

2
9

14
66

140

1
10

15

15
5

12

54 10

13

2
619
8
2
5

1
75 10

Angaben aus den mit * bezeichnetenKreisen fehlen.
Vorstehende Uebersicht wird hiermit zur öffentlichen Kenntniß gebracht.

Düsseldorf,den 8. April 1886. Königliche Regierung, Abtheilung des Innern v. Roon.
350. 339. Wir nehmen Anlaß, die Lehrer und Lehrerinnen
unseres Bezirks, welche genöthigt sind zur Kräftigung
ihrer Gesundheit ein Seebad zu benutzen, auf das
für Geistliche, Lehrer, Beamte?c. und deren Angehörige
bestimmte, vom Kloster Lokkum auf der Nordseeinsel
Langeoog eruchtete Hospiz aufmerksam zu machen.

Diese Anstatt bezweckt, Mitgliedernder gedachten
Berufskreise aus allen Gegenden Deutschlands einen
ruhigen, behaglichen Badeaufenthalt am Nordseestrande
zu gewähren und die Möglichkeit zu schaffen, fern von
dem aufregendemTreiben größerer Bäder, nur den
Zwecken körperlicher und geistiger Echolnnz leben zu



können im Kreise gleichgesinnter, gleichen Lebenskreisen

entstammender Personen und in einem Hause, in wel¬

chem christliche Lebensordnung waltet.

Das Hospiz will unter Wahrung möglichster Einfach¬

heit und unter Fernhaltung jeden Luxus in Wohnung

und Beköstigung den Komfort gewähren, der den Lebens¬

gewohnheiten der gedachten Berufskreise entspricht und

zur Sicherung guten Kurerfolges erforderlich ist.

Die Insel Langeoog bietet bei ausgezeichnetem

Wellenschlage einen vorzügliche» in ununterbrochen glatter

und fester Fläche verlanfenden Bade- und Promenaden¬

strand, welcher in 5 bis 10 Minuten vom Hospiz bezw.

vom Dorfe Langeoog aus, auf festen Pfaden zu erreichen

ist. Im Norden und Westen von hohen, grün bewach¬

senen Dünen beschützt, liegen auf der Südseite der

Jusel weit gestreckte Flächen von Wiesen und Weide¬

land, von Rinderheerden beweidet, so daß frische Milch
stets ausreichend vorhanden ist.

Postageutur und Telegraphenstation befinden sich auf
der Insel. Für Anwesenheit eines Arztes während der

Badesaison ist Sorge getragen.

Eine Kurtaxe wird nicht gezahlt.

Die Badesaisou beginnt am 16. Juni und schließt

mit dem 30. September. Da aber erfahruugsmäßig

grade die Bäder im September und der ersten Hälfte

des Oktober die wirksamsten und heilkräftigsten sind,

auch für einzelne Beamtenkategorien, namentlich die in

militärischen Dienstverhältnissen stehenden, die spätere

Jahreszeit für die Vornahme von Badeknren vorzugs¬

weise gelegen ist, so bleibt, falls eine genügende Frequenz

vorhanden, vorbehalten, den Schluß der Saison bis

Mitte Oktober hinauszusetzen.
Das Baden erfolgt entweder aus fahrbaren Bade-

karreu oder — am Herrenstrande — aus einem gemein¬

schaftlichen mit Kojen versehenen Zelte zu den Preisen

von bezw. 60 und 30 Pfennig (für Knaben 20 Pfennig)
pro Bad.

Die Aufnahme in das Hospiz geschieht nur mit

völliger Pension (Wohnung, Beköstigung und Bedienung)

und in der Regel auf volle Kurzeit (große Kur — 23

Tage, kleine Kur 21 Tage) jedenfalls nicht unter
einer Woche.

Die Preise im Hospiz sind so festgesetzt, daß nur die

dem Kloster durch Einrichtung und Unterhaltung erwach¬

senden Selbstkosten dadurch gedeckt werden. Die billigsten
Zimm-.r werden mit 8 Mark, die theuersten mit 15

Mark pro Woche berechnet. Im Monat Juni, sowie

vom 12. bis 30. September wird die Hälfte obigen
Wohnungspreises angesetzt.

Für Bett, Betnväsche und hausordnungsmäßige

Bedienung werden 3 Mark pro Person und Woche
gezahlt.

Die regelmäßige Beköstigung besteht aus:

!>. dem Frühstück (nach Wahl Kaffee, Thee oder
Milch), mit r?ichlicher Beigabe von Gebäck und Butter,

k. dem Mittagessen (Suppe, 2 Gänge, Kaffee) und

>. dem Abendessen nach Wahl entweder Thee mit
kaltem Aufschnitt oder einem Fleischgericht)

und wird mit 20 Mark pro Person (Kinder billiger)
und Woche berechnet. Die Annahme von Trinkgeldern
ist dem Dienstpersonal des Hospizes untersagt.

Wein oder Bierzwang besteht nicht.

Anträge auf Aufnahme in das Hospiz sind an die

Verwaltung des Hospizes im Nordseebade Langeoog,
Berlin (^V.) Wilhelmsstraße 70 s., vom 16. Juni an

auf der Insel Langeoog, zu richten, welche auf frankirte

Anfragen über die näheren Bedingungen der Aufnahme
Auskunft ertheilen wird.

Düsseldorf, den 8. April 1836. ll. H.. Nr. 2665.

Königliche Regierung, Abtheilung für Kirchenverwaltnng
und Schulwesen: von Schütz.

35t 323. Der Agnes Wittmers, geboren am 19.

August 1380 Hierselbst und wohnhaft zu Mombach bei

Mainz, ist von uns gestattet worden, an Stelle des

Namens Agnes Wittmers den Namen „Christina Hage¬

dorn" anzunehmen und zu führen
Düsseldorf, den 5. April 1886. I. I. 564.

Königliche Regierung, Abth. des Innern: von Roon.

Verordnungen n Bekanntmachungen
anderer Behörden:c.

338. 324. Zufolge der von der Königlichen Regierung
hier geprüften und dechargirten Rechnung von der Ro^

dorphischen Familienstiftung für das Jahr 1885 be¬
trugen :

g.. die wirkliche Einnahme an Zinsen 4921,75 M.

k. die Ausgaben an Lehrgeldunter¬

stützungen 1350,— „

o. der Vermögensbestand .... 110567,29 „

ä. die Vermögenszunahme gegen das

Vorjahr 3099,91 „

Vorstehender Status wird den berechtigten Interessen¬

ten der obenbezeichneten Familienstiftung hierdurch mit dem

Bemerken zur Kenntniß gebracht, daß Gesuche um Be¬

willigung einer Unterstützung aus der Stiftung behufs

Erlernung eines Handwerkes unter Anschluß des be¬

glaubigten Lehrvertrages, des Geburtsattestes des be¬

treffenden Lehrlings und eines von der Ortsbehörde

auszustellenden Bedürftigkeitsattestes bei der Königlichen

Regierung hier oder dem Unterzeichneten einzureichen
sind.

Düsseldorf, den 5. April 1886.

Der Verwalter der Rodorphischen Familienstiftung,
Prellberg, Regieruugs-Sekretär.

353. 330. Das bevorstehende Studien-Semester unserer

Universität nimmt mit dem 28. April cr. seinen

gesetzlichen Anfang. Indem wir dies hierdurch zur all¬

gemeinen Kenntniß bringen, machen wir Diejenigen,

welche die Absicht haben, die hiesige Universität zu be¬
suchen, darauf aufmerksam, daß sie sich Pünktlich mit

dem Beginne des Semesters hier einzufinden haben, um

sich dadurch vor den Nachtheilen zu bewahren, welche
ihnen durch das Versäume» des Anfangs der Vor¬

lesungen unausbleiblich erwachsen müssen. Zugleich er¬
suchen wir hiermit die Eltern und Vormünder der

Studireuden, auch ihrerseits zur Beobachtung dieses



wichtigen Punktes der akademischen Disciplin möglichst

mitzuwirken. In Ansehung derjenigen Studirenden,

welche auf Grund vorschriftsmäßiger Dürftigkeits-Atteste

die Wohlthat der Stundung des Honorars für die Vor¬

lesungen in Anspruch zu nehmen beabsichtigen oder um

ein akademisches Stipendium sich bewerben wollen, be¬

merken wir, daß nach den gesetzlichen Vorschriften der¬

artige Gesuche bei Vermeidung der Nichtberücksichtigung,

und zwar die Stundungsgesuche innerhalb der ersten

Woche und die Gesuche um Verleihung eines Stipen¬

diums innerhalb der ersten vierzehn Tage nach

dem gesetzlichen Anfange des Semesters von den Petenten
in Person eingereicht werden müssen, und daß von den¬

jenigen Studirenden, welchen die Wohlthat der Stun¬

dung bereits zuerkannt worden ist, unter dem Präjudiz
des Verlustes ihrer Berechtigung von dem erhaltenen

Stundungsscheine innerhalb der ersten Woche nach

dem gesetzlichen Anfange des Semesters bei der Quästur
Gebrauch gemacht werden muß.

Bonn, den 5. April 1886.

Rektor und Senat der Rheinischen Friedrich-Wilhelms-
Universitär.

Die Immatrikulation für das bevorstehende Studien-

Semester findet vom LL April an bis zum 18.Mai er. incl. statt. Später können nach den be¬
stehenden Vorschriften nur diejenigen noch immatrikulirt

werden, welche die Verzögerung ihrer Anmeldung durch

Nachweisuug gültiger Verhinderungsgründe zu entschul¬

digen vermögen. Behufs der Immatrikulation haben

1) diejenigen Studirenden, welche die Universitätsstudien

beginnen, insofern sie Inländer sind, ein vorschrifts¬

mäßiges Schulzeugniß, und, falls sie Ausländer sind,

einen Paß oder sonstige ausreichende Legitimations¬

papiere, 2) diejenigen, welche von anderen Universitäten

kommen, außer den vorstehend bezeichneten Papieren

noch ein vollständiges Abgangs-Zeugniß von jeder früher

besuchten Universität vorzulegen. Diejenigen Inländer,

welche keine Maturitäts-Prüfung bestanden, beim Besuche

der Universität auch nur die Absicht haben, sich eine

allgemeine Bildung für die höheren Lebenskreise oder

eine besondere Bildung für ein gewisfes Berufsfach zu

geben, ohne daß sie sich für den eigentlichen gelehrten
Staats- oder Kirchendienst bestimmen, können auf Grund

des Z. 3 der Vorschriften vom 1. Oktober 1879 nur

nach vorgängiger, ihnen hierzu Seitens des Königlichen

Universitäts-Kuratorinms ertheilter Erlaubniß immatri¬
kulirt werden.

Bonn, den 5. April 1886.
Die Jmmatriknlations-Kommission.354. 325. Das Sommer-Semester 1886 beginnt am

Mittwoch, den 28. April cr., an welchem Tage die

erste Immatrikulation und die Anmeldung der ans den

Ferien zurückkehrenden Studirenden stattfinden wird.
Das Verzeichniß der Vorlesungen ist vom ersten

Pedellen der Akademie zu beziehen.

Münster, den 30. März 1886.

Der z. Rektor der Königlichen Akademie: Niehnes.355. 327. Mit Bezug auf die Bestimmungen im
Z, 35 36 des Allgemeinen Berggesetzes vom 24. Juni

1865 wird nachstehende Verleihungsurkunde:Im Namen des Königs!
Auf die Muthnng vom 9. December 1885 wird dem

Oekonom Hermann Auberg zu Saarn das Eigenthum

des Bergwerks „Auberg" in den Gemeinden Speldorf

und Saarn, im Kreise Mülheim, Regierungsbezirk

Düsseldorf, Ober-Bergamtsbezirk Dortmund, mit dem

Felde von: Zwei Million, einhundert nenn und achtzig

tausend Qu.-Metern, dessen Begrenzung anf dem zu

dieser Urkunde gehörigen, am heutigen Tage beglau¬

bigten Situationsrisse mit den Buchstaben L. (!. v.

bezeichnet ist, zur Gewinnung der in diesem Felde vor¬
kommenden Steinkohlen nach Vorschrift des Allgemeinen

Berggesetzes vom 24. Juni 1865 hierdurch verliehen.
Dortmund, den 16. März 1886.

(l^. L.) Königliches Ober-Bergamt.

hierdurch zur öffentlichen Kenntniß gebracht.
Dortmund, den 16. März 1886.

Königliches Ober-Bergamt.
35L. 341. Auf Antrag des Oberbürgermeister-Amteszu Elberfeld hat die KöniglicheRegierung Hierselbst
die Einleitung des Verfahrens zur Feststellung der Entschädigung für folgende zur Anlage einer neuen Straße

Lfd.Nr.j

Größe der zu
enteignenden

Grundflächen.
Ar. W.

Aus der
Kataster-Parzelle.

Abth. Nr.
Bezeichnung der Eigenthümer. Wohnort.

1 34 I 5 j 586 > Metzger K. G. Zweigardt Elberfeld.
(ganzes Grundstück nebst aufstehen¬ ' und

dem Hause.) 1 Ehefrau Kürschner W. Zimmer. Barmen.
2 — i 44 5 > 597 )

(ganzes Grundstück nebst aufstehen¬) Handelsmann R. Zimmlinghaus. Elberfeld.
dem Hause.) 1

bezeichneten Ver-
des definitiv fest-

Nachdem die Königliche Regierung mich zum Kommissarius zur Leitung des im Eingange

fahrens ernannt hat, habe ich Termin zur Verhandlung mit den Betheiligten unter Vorlegung

gestellten Planes, sowie eventuell zur Abschätzung auf Samstag, den L4 April Vormittags
10 Uhr, auf dem Rathhause zu Elberfeld anberaumt.

Alle Betheiligten, soweit dieselben nicht besonders vorgeladen worden sind, werden hiermit aufgefordert, ihre
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Rechte im Termine wahrzunehmen, unter der Verwarnung, daß bei ihrem Ausbleiben ohne ihr Zuthun die Ent¬

schädigung festgestellt und wegen Auszahlung oder Hinterlegung der letzteren verfügt werden wird.
Düsseldorf, den 16. April 1886. Der Abschätznngs-Kommissar: Steilberg, Regierungsrath.

Personal-Chronik.
337. 34L. O rd eil s -Verl ei h UN g en.

Seine Majestät der Kaiser und König haben Aller-

gnädigst geruht, dem Rittergutsbesitzer, Kreisdeputirten
und ersten Beigeordneten der Stadt Tanten, Major a.

D, Gustav von Hochwächter, auf Haus Fürstenberg bei
Tanten, im Kreise Moers, den Rothen Adlerorden

dritter Klasse, dem katholischen Oberpfarrer Conrad

Heinrich Joseph Henzen zu Elsen, im Kreise Greven-
broich den Königlichen Kronenorden dritter Klasse, dem

Bürgermeister Klinge zu Beeck, im Kreise Mülheim a.

d. Ruhr den Königlichen Kronenorden vierter Klasse,

den Fabrikarbeitern Heinrich Joseph Körten, Karl His-

seld und Johann Rötzel, sämmtlich zu Dahlerau, im

Kreise Lennep, das Allgemeine Ehrenzeichen zn verleihen.

Seine Majestät der Kaiser und König haben dem

Professor von Gebhardt Hierselbst die Annahme und

Anlegung des von des Königs von Bayern Majestät

ihm verliehenen Maximiliansordens für Wissenschaft

und Kunst in Gnaden zu gestatten geruht.

L. Kataster» erw altuug.

Dem Steuerinspektor Roßbach zu Remageu ist die
Verwaltung des jiatasteramtes Düsseldorf 11, dem Kataster¬

sekretär Herz zu Aachen die Verwaltung des Kataster-

amtes Gladbach II, dem Kasterassistenten Kohts Hierselbst

die Verwaltung des Katasteramtes Tanten vom 1. Mai

d. I. ab übertragen worden.

V. Schulverwaltung.

Der evangelische Pfarrer Müller zu Süchteln ist zum

Lokal - Schulinspektor der evangelischen Volksschule zu
Süchteln ernannt worden.

Der Schnlamtsbewerberin Josephs Lohmann zu

Vlnynbusch, im Kreise Moers, ist die Erlaubniß zur

Annahme einer Hauslehrerinstelle im diesseitigen Regie¬

rungsbezirke ertheilt worden.

Angestellt im Monat März d. I. nachstehend genannte ^
Lehrer und Lehrerinnen.

a. provisorisch:

Bartz, Jakob, an einer Volksschule der Stadt Creseld.

Ganser, Klara, an einer Volksschule der Bürgermeisterei

Solingen. Göpfert, Peter, an einer Volksschule der

Bürgermeisterei Merscheid. Heiliger, Max, an einer

Volksschule der Bürgermeisterei Solingen. Homberg,

Auguste, an einer Volksschule der Qürgermeisterei Mer¬

scheid. Kolbe, Jda, an der evang. Volksschule zu Steele.

von Kolbe, Meta, an einer Volksschule der Bürger¬

meisterei Solingen. Leick, Heinrich, au der kath. Volks¬

schule zu Wickrath. Loewenstein, Heinrich, an einer

Volsschüle der Bürgermeisterei Solingen. Müller, Her¬

mann, an einer Volksschule der Bürgermeisterei Höhscheid.

Nießen, Peter Joseph, an der kath. Volkssch- zu Hüls.

^ Projahn, Wilhelm, an einer Volkssch. der Stadt Duis¬

burg. Rating, Albert, an der evang. Volkssch. zu
Sonnborn. Röbers, Maria, an der kath. Volkssch. zu

Waldhausen. Schopmann, Bernhardine, an einer

Volkssch. der Bürgermeisterei Oberhausen. Schornstein,
Adam, an einer Volkssch. der Bürgermeisterei Neuß.

Schütt, Engelbert, an der kath. Volkssch. zu Sittard.

Schuuk, Peter, an der kath. Volkssch. zu Kaltenberg.

Seynsche, Anna, an der evang. Volkssch. zu Vohwinkel.
Stöcker, Anna, an einer Volkssch. der Stadt Crefeld.

Stute, Wilhelmine, an einer Volkssch. der Bürger¬

meisterei Oberhausen. Wenmakers, Katharina, an der

kath. Volkssch. zu Jtter.

L. dfinitiv:

Arenhoevel, Heinrich, an der kath. Volksschule

zu Marienthal. Beigel, Gustav Adolph als Haupt--

lehrer an einer Volkssch. der Stadt Elberfeld. Dreyer,

Ludwig, an einer Volsschnle der Stadt Düsseldorf.

Ernst, Karl, an einer Volkssch. der Stadt Elberfeld.

Eyll, Maria, an der kath. Volkssch. zu Ginderich. Fick,

Wilhelm, an einer Volkssch. der Stadt Elberfeld. Hillig-

weg, Friedrich, an einer Volkssch. der Bürgerm. Merscheid.
Hinnah, Friedrich, als erster Lehrer an einer Volkssch.

der Bürgermeisterei Mülheim a. d. Ruhr. Kalpers,

Christian Ludwig, an einer Volkssch. der Stadt Elber¬

feld. Kempen, Gottfried, an einer Volkssch. der Bürger¬

meisterei Solingen. Kemper, Friedrich, an einer

Volkssch. der Stadt Düsseldorf. Kickert, Emil, an

einer Volkssch. der Stadt Elberfeld. Kraemer, Wil¬

helm, an einer Volkssch. der Stadt Düsseldorf.

Kugel, Johannes, an einer Volkssch. der Stadt Elber¬

feld. Küpper, Johann, an einer Volkssch. der Stadt

Elberfeld. Oehler, Friedrich, als Lehrer der Oberklasse

an einer Volkssch. der Stadt Elberfeld. Plaßmann,

Hermann, an einer Volkssch. der Stadt Düsseldorf.

Printz, Christoph, an einer Volkssch. der Stadt Düssel¬

dorf. Rohm, Maria, an einer Volkssch. der Stadt

Crefeld. Siebert, Franz Michael, als erster Lehrer an

der kath. Volkssch. am Beisen, Gemeinde Rothhausen.

Stricker, Konrad, als erster Lehrer an der kath. Volkssch.

III zu Frohnhansen. Suter, Simeon, als Hansvater

und erster Lehrer an der Waisenhaussch. der evang.
Gemeinde zu Unter-Barmen. Ueberschaer, Julius, an

einer Volkssch. der kath. St. Gertrudis-Schulgemeinde

zu Essen. Wichmann, Josephine, an der kath. Volkssch.

zu Weeze. Wulf, Wilhelm, als erster Lehrer an der

evang. Volkssch. zu Niederdahl.

35L. 331. Der Güter Expeditions-Vorsteher Heinrich

Fandreyer in Neuß ist am 18. März d. I. gestorben.
Köln, den 10. April 1886.

Königl. Eisenbahn Direktion (linksrheinische).
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359 343 Zusammenstellung
M, der der in den öffentlichen Anzeigern Nr. 56, 57, 58 und 59 zur Besetzung

Bekanntm. angezeigten, gegenwärtig vakanten Dienststellen. Meldn»!,.2577 Lehrerinstelle an der kath. Volksschulezu Wanknin. Einkommen 750 Mark und 108 Mark
Miethsentschädigung. 24./4.

2578 Lehrerstelle an der kath. Volksschule zu Kupferdreh. Einkommen 1050 Mark, steigend bis 1200
Mark neben freier Wohnung. L3./4.

2579 Polizeidienerstelle für die Stadt- und LandbürgermeistereiKaiserswerth. Einkommen 900 Mark,
72 Mark Kleidergelderund 60 Mark Wohnungsgeldzuschuß. in 4 Woche».

Hierzu 3 Beilagen: 1) a. Bedingungen für die Bewerbungum Arbeiten und Lieferungen; d. Allgemeine
Vertragsbedingungen für die Ausführung von Hochbauten. Vom 17. Juli 1885.

2) Revidirte Statuten der „Hammonia" Glas-Versicherungs-Gesellschaft des Verbandes von Glaser-Innungen
Deutschlands.

3) Statuten der Schweizerischen Rentenanstalt zu Zürich.

Redigirt im Büreau der Königlichen Regierung. — Gedruckt bei L. Voß k Co., Königlichen Hofbuchdruckern in Düsseldorf.





e i l a g e
zum Amtsblatt

der Königlichen Regierung zu Düsseldorf.

Ministerium für ^ ^
Handel und Gewerbe. Berlin, den 18. März 1886.

Auf den gefälligen Bericht vom 4. d. Mts. will ich hierdurch dem von der National-Provinzial
Spiegelglas-Versichernugs-Gesellschaft zu London in den außerordentlichen General-Versai"'»
lungen vom 26. Mai Und 16. Juni v. I. beschlossenen neuen Statute meine Genehmigung ertheilen.

In den von der Gesellschaft ausgestellten Dokumenten sind der Firma der Gesellschaft die Worte
„mit beschränkter Haftbarkeit" hinzuzufügen.

Der Minister für Handel nnd Gewerbe.
Im Austrage:

An den (gez.) Wendt.
Königl. Ober-Präsidenten,Herrn Steinmann

Hochwohlgeboren
zu

3253. Schleswig.

Statuten
der

National Promima! Plate Glass Insnrance Company Fimited.
Durch specielle Beschlußfassungender Gesellschaft in der am 26. Mai 1885 abgehaltenen

Außerordentlichen General-Versammlungangenommen,und in der am 16. Juni 1885 abgehaltenen
AußerordentlichenGeneral-Versammlung bestätigt.

In Erwägung, daß durch eine am 24. August 1854 geschlossene Vereinbarungzwischen den
verschiedenendarin genannten Personen ersten uud zweiten Theils, und dem Herrn William John
Barrett, als Bevollmächtigten der Kations,! I^ovinciial Lrls-ss Insui-g-nos (in diesem
Schriftstück späterhin „die Gesellschaft" genannt), welche derzeit vorläufig den Bestimmuugen der Parla-
mentsakte 7 und 8 Victoria, C. 110, gemäß eingetragen war, dritten Theils, die nöthigen Maßregeln ge¬
troffen wurden, um die Gesellschaftals eine Ltook im Sinne der Parlamentsaktezu
constituiren, die Geschäfte der Gesellschaft und das Kapital zu verwalten und im Allgemeinen die Statuten
der Gesellschaft auszuführen, —

Und in Erwägung, daß die Gesellschaft am 3. November 1854 vollständig gemäß der angeführten
Parlamentsakteregistrirt wurde, —

Und in Erwägung, daß die Gesellschaft unter und zufolge der Bestimmungen der vorgenannten
Vereinbarung Geschäfte betrieben hat, —



Und in Erwägung, daß die Gesellschaft am 8. November 1862 in gehöriger Form und den Vor¬

schriften der „Companies" Akte von 1862 gemäß registrirt wurde, —

Und in Erwägung, daß durch specielle Beschlußfassungen der Gesellschaft, welche in den respectiven
am 24. November 1871 und am 15. December 1871 abgehaltenen Außerordentlichen General-Versamm¬

lungen angenommen und bestätigt worden sind, gewisse Veränderungen in den Bestimmungen der oben er¬

wähnten Uebereinkunst getroffen wurden, —

Und in Erwägung, daß die Gesellschaft jetzt in Uebereinstimmung mit den solcherweise durch die

angeführten speciellen Beschlüsse und durch die nun in Kraft befindlichen Bestimmungen der „Companies"

Acte, so weit solche auf die Gesellschaft anwendbar sind, abgeänderten und vervollständigten Vorschriften

verwaltet wird, —

Und in Erwägung, daß 4105 Aktien zu je L 5.—.— von der Gesellschaft ausgegeben find, und

daß die Summe von L 3.—.— für jede Aktie eingezahlt worden ist, —

Und in Erwägung daß Paragraph 32 der vorgenannten Uebereinkunst die Bestimmung enthält,

daß jede gewöhnliche General-Versammlung berechtigt ist, Nebengesetze, Bestimmungen und Vorschriften für

die Gesellschaft aufzustellen und irgend welche Nebengesetze, Bestimmungen und Vorschriften umzuändern

oder abzuschaffen; und daß Paragraph 35 obiger Uebereinkunst besagt:

Daß zwei hintereinander folgende Außerordentliche General-Versammlungen von Zeit zu Zeit

befugt sind, unter den Bestimmungen der darin erwähnten Parlamentsakte (welche äs tg.ow nicht erlangt

ist) alle oder irgend welche Klau>eln, Bedinguugeu und Stipulatiouen der erwähnten Uebereinkunst ab¬

zuändern und aufzuheben, oder solche Klauseln, Bedingungen und Stipulationen zu äuderu und aufzuheben,

welche gemäß der jetzt in Kraft befindlichen Machtbefugnisse erlassen sind; und daß Paragraph 38 der

obigen Uebereinkunst besagt:

Daß zwei hintereinander stattfindende Außerordentliche General-Versammlungen der Gesellschaft

befugt sein sollen, die Gesellschaft und jeden der Aktien-Inhaber hinsichtlich irgend einer Akte, Uebereinkunst,

Angelegenheit oder Sache, welche die Gesellschaft kraft ihrer corporativen Eigenschaft oder anderweitig,

oder alle die Aktien-Inhaber zusammen machen und ausführen können, zu binden und verantwortlich zu machen;

Und in Erwägung, daß es wünschenswert!) ist, die Bedingungen der obigen Uebereinkunst in der

nachfolgenden Weise zu vervollstäudigeu und abzuändern, —

Und in Erwägung, daß die nachfolgenden Bestimmungen in der Außerordentlichen General-Ver¬

sammlung der Gesellschaft vom 26. Mai 1885 genehmigt und in der Außerordentlichen General-Versammlung

der Gesellschaft vom 16. Juni 1885 bestätigt wurden;

Und in Erwägung, daß in der letzterwähnten Außerordentlichen General-Versammlung beschlossen

wurde, daß die Directoreu befugt sein sollen, die Gesellschaft ohne Weiteres gemäß der „Companies" Akte

als eine Gesellschaft mit limitirter Verbindlichkeit auf Aktien eintragen zu lassen: —

So wird hiermit nun, in Gemäßheit der Bestimmungen obiger Uebereinkunst hinsichtlich dieser

und jeder anderen Machtbefugnisse, welche sich für die Gesellschaft daraus ergeben, seitens der Gesellschaft

in der General-Versammlung beschlossen und erklärt, was folgt:

Grundbedingungen.

1) Die Bedingungen der besagten Uebereinkunst vom 24. August 1854, wie solche durch die

obenerwähnten Resolutionen vervollständigt sind, werden hierdurch abgeschafft und aufgehoben, ausgenommen

so weit sie nothwendig sind, um diesen Vorschriften Wirkung und Kraft zu verleihen, und sollen dafür die
Geschäfte der Gesellschaft in hierunter nachfolgender Weise betrieben und die Machtbefugnisse der Gesellschaft,

der Direktoren und anderer Beamten der Gesellschaft folgendermaßen geregelt werden und solche Geschäfte

und Machtbefugnisse sollen in der nachstehend erwähnten Weise regulirt und die Geschäfte der Gesellschaft

in folgender Art verwaltet werden:

2) Der Name der Gesellschaft soll „l'kö Rational ?rovinoial ?Is>ts 61ass Insuravos

Oonaxanv I^imitsä" sein.

3) Die in Tafelt, des 1. Abschnitts der „Ooillxaniss" Mx y^n izgz enthaltenen Bestimmungen

sollen auf die Gesellschaft keine Anwendung finden.

4) Das Haupt- oder eingetragene Bureau der Gesellschaft (welches sich augenblicklich IiuäZats

HiU Nc>. 66 in der Oit^ von befindet) soll auch fernerhin MI No. 66 verbleiben,

oder an denijenigen anderen Ort in England seinen Sitz haben, welchen die Directoren von Zeit zu Zeit
dafür auserwählen.
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5) Das Geschäft der Gesessschaft soll darin bestellen, absolute Versicherung gegen Verluste ab¬

zuschließen und in Kraft treten zu lassen, welche durch Zerbrechen von oder sonstiger Beschädigung an

Spiegelglas, belegtem Glas oder irgend einer andern Sorte Glas verursacht ist, ohne Rücksicht darauf,
wie der Schaden entstand.

Auch kann das Glas befestigt sein oder transportirt werden.

Der Ersatz im Falle eines Zerbrechens geschieht nach der Anmeldung desselben entweder durch

möglichst schnelle Anschaffung von neuem Glas, das dieselbe Güte besitzt und in derselben Art hergestellt

worden ist wie das zerbrochene Glas, oder dnrch Schadloshaltnng der Versicherer durch Zahlung des

Werthes oder des Betrages des solcher Weise zerbrochenen oder beschädigten Glases an dieselben,

6) Jede gewöhnliche General-Versammlung lderen Tagesordnung vorher bekannt zu machen ist)

kann die Directoren bevollmächtigen, aus Kosten der Gesellschaft irgend eine Parlaments-Akte, Schutzbrief

oder irgend eine sonstige Vollmacht und Rechtsbefugnis?, welche für Zwecke dienlich sein würde, die mit

dem Geschäfte und der Wirksamkeit der Gesellschaft in Verbindung stehen, von einer fremden oder einer

Colonial-Regierung, einem Staat, einer Provinz oder Stadtverwaltung zu erbitten, wennmöglich zu er¬
wirken und selbe in Kraft zu setzen.

7) Das Geschäft der Gesellschaft kann entweder im Vereinigten Königreich oder irgend sonstwo be¬

trieben werden, wenn teine oder so lange bis keine Resolution seitens der Gesellschaft in einer General-Ver¬

sammlung ausdrücklich verfügt, daß sich das Geschäft der Gesellschaft auf gewisse Länder oder Distrikte

beschränken soll. Jedoch kann solche Resolution von Zeit zu Zeit widerrufen und abgeändert werden.

8) Die Gesellschaft ist befugt, die Vollmachten, welche dnrch die Oorlipg,nis8 ge>g,ls Akte von

1864 oder irgend welche ähnliche Verordnungen gewährt werden, auszuüben,

9) Das augenblickliche Kapital der Gesellschaft soll L 50,000.— betragen, welches in 10,000
Aktien zu je L 5,—eingetheilt sein soll.

Von diesen Aktien sind 4105 reservirt und ausgegeben worden und ist auf jede derselben L 3.—, —

eingezahlt worden.

Die Gesellschaft hat die Befngniß, ihr nominelles Kapital auf einen gewissen Zeitraum zu ver¬

mindern oder zu erhöhen, und die Aktien oder irgend eine derselben, welche einen Theil des gegenwärtigen

oder zukünftigen Kapitals der Gesellschaft bilden, nochmals zu theilen oder zu confolidiren, ebenfalls

zukünftige Aktien als refervirte, Aktien auszugeben, ob solche nun auf Dividenden Bezug haben mögen,

welche am Gewinn oder am Verlust Theil nehmen, endlich anch dem gegenwärtigen Aktien-Kapital irgend
welche specielle Vorrechte bezüglich der Wahl oder sonstwie zu reserviren,

10) Die Verbindlichkeit der Mitglieder ist auf diejenige Snmme beschränkt, welche zur Zeit von

dem Nominal-Betrage der in ihrem Besitz befindlichen Aktien noch uneingezahlt.ist,

11) Die Vorschriften, welche in Paragraph 1 bis einschließlich Paragraph 12 dieser Statuten

enthalten sind, bilden die Grundbedingungen und können nicht verändert werden, ausgenommen bis zu

dem Umfang, welcher in und durch besagte Paragraphen vorgesehen ist, oder welcher sich durch gesetzlich

vorgeschriebenen Befehl zur Zeit in Kraft befindet.

Jedoch können mit Ausnahme des Obigen zwei hintereinander folgende Außerordentliche General-

Versammmlungen die Gesellschaft und jeden Aktien-Inhaber derselben für und betreffs irgend einer Akte,

Urkunde, Angelegenheit oder Sache verpflichten und binden, welche die Gesellschaft infolge ihrer korporativen

Eigenschaft oder sonstwie befähigt ist zu thun oder auch alle Aktien-Inhaber derselben zusammen im Stande

wären zu vollbringen, falls die Einwilligung eines jeden Aktien-Inhabers ertheilt wäre, welche aber ohne

solche Einwilligung nicht ausgeführt werden könnten. Vorausgesetzt, daß es nie gesetzlich gestattet sein soll,

daß irgend eine Außerordentliche General-Versammlung weder unter diesem noch unter keinem anderen

Paragraphen dieser Statuten das Verhältniß ändert oder berührt, nach welchem die Gewinne der Gesell¬

schaft vertheilt werden, noch daß sie die Bildung und den Stand der später erwähnten Reservefonds beeinflußt,

13) Die Gesellschaft ist befugt, in Uebereinstimmung mit der „Companies" Akte von 1862 oder

anderer zur Zeit in Kraft befindlicher und die Gesellschaft berührender Gesetze, durch besondere Beschluß¬

fassung irgend einen der nachgenannten Paragraphen aufzuheben, abzuändern oder Etwas hinzufügen.

Allgemeine Regeln.
I. Deriindernngendes Kapitilldejtandes.

1) Die Gesellschaft ist ermächtigt, von Zeit zu Zeit durch besondere Beschlußfassung das augenblickliche

nominelle Kapital mittelst Schaffung neuer Aktien bis zu einem genügend erscheinenden Betrage zu erhöhen.



Derartige Aktien sollen für eine Summe auszustellen sein, wie dieselbe durch die Beschlußfassung
der Gesellschaft festgesetzt wird oder, falls keine Anordnungdarüber getroffen worden, wie die Direktoren
solches für rathsam erachten.

2) Die neuen Aktien sollen (in Uebereinstimmungmit den Grundbedingungen oder diesen Regeln)
unter solchen Bedingungenund Grenzen ausgestellt und mit solchen Rechten und Privilegien versehen
werden oder mit solcher Nichtberechtigungzum Wählen oder anderen Eigenschaften, die damit verbunden sind,
ausgestattet sein, wie dieselben durch besondere Beschlüsse bei Schaffung der Aktien festgestellt werden, und
falls keine Anordnungen getroffen worden sind, wie es den Direktoren für rathsam erscheint.

3) Falls das Kapital zu irgend einer Zeit in verschiedene Klassen von Aktien getheilt wird, so können
alle oder irgend eines der jeder Klasse zustehenden Rechte und Privilegien durch llebereinkunst zwischen der
Gesellschaft und einer Person, die befugt ist, namens der betreffenden Klasse zu contrahiren, abgeändert werden.

Es wird jedoch vorausgesetzt,daß eine derartige Uebereinknnst mittelst Resolution die Zustimmungund
Bestätigung von zwei Dritteln der persönlich oder durch Vertretung anwesenden Personen erhält, welche das
Recht haben, in einer besonderen General-Versammlung der Inhaber von Aktien jener Klasse zu stimmen.

Und alle Bestimmungen, welche nachfolgend in diesen Statuten enthalten sind, sollen
liiuwnäis bei jeder solchen General-Versammlnng anwendbar sein.

Jedoch soll dabei die Vollzähligkeit erst dann eintreten, wenn die persönlich oder durch Vertretung
anniesenden Mitglieder ein Fünftel des Nominal-Betragesder ausgegebenen Aktien jener Klasse repräsentiren.

5) Irgend welches Kapital, das durch Schaffung neuer Aktie» erhoben wird, foll, ausgenommen
wenn die Ausgabvbedingungenoder diese Statuten etwas Anderes bestimmen, als ein Theil des ursprünglichen
Kapitals betrachtet werden und soll den hierin enthaltenen Bestimmungen betreffs Zahlung der einberufenen
Beträge, Anzahlungen, Uebertragungen, Uebergabe, Verfalls, Retensionsrcchts :e. unterliegen.

6) Die Gesellschaft ist befugt, von Zeit zu Zeit und in Uebereinstimmung mit den gesetzlichen
Erfordernissen das Kapital zu verkleinern imd nach einer Herabsetzuugwieder zu erhöhen.

II. Aktien.
(3) Einforderung des gezeichneten Betrages.

17) Die Direktoren sind ermächtigt, von Zeit zu Zeit nach ihrem Gutdünken Anforderungen
aller nicht eingezahlten Beträge von Mitgliedern hinsichtlich der respectiven in ihrem Besitze befindlichen
Aktien vorzunehmen (hierbei sind jedoch Vereinbarungen betreffs Theilzahlung zn berücksichtigen).

Jedes Mitglied soll gehalten sein, den solcherweise eingeforderten Betrag an diejenige Person, zu
derjenigen Zeit und an demjenigen Ort einzuzahlen, welche durch die Direktoren ernannt sind.

19) Eine Einberufung der Beträge soll zu der Zeit als erlassen anzusehen sein, wenn die Re¬
solution, die die Einberufung anordnet, durch die Direktoren gefaßt wird.

Oder falls Gelder dabei iu Betracht kommen, die auf Grund von Anzeigen oder Veröffentlichung
einzuzahlen sind, soll das Datum der Anzeige maßgebend sein.

20) Bei Erlassuug eiuer Eiuforderungmuß wenigstens vierzehn Tage vorher Anzeige davon
gemacht werden, wobei gleichzeitig die Zeit und der Ort der Einzahlungund an wen dieselbe geleistet
werden soll, anzugeben ist."

(k) Verfall von Aktien.
38) Eine solcherweise verfallene Aktie soll als Eigenthum der Gesellschaftbetrachtet werden,

und sind die Direktoren befugt, dieselbe iu der ihnen am geeignetste erscheinenden Weise zu verkaufen, wieder
in Theilzahlungen abzulassen oder anderweitig darüber zu verfügen.

40) Ein Mitglied, dessen Aktien verfallen sind, soll nichtsdestowenigerverpflichtet bleiben, inner¬
halb eines Jahres nach dem Verfall (jedoch nicht länger) an die Gesellschaft alle einberufenen Gelder,
Theilzahlungen, Zinsen und Kosten, die zur Zeit des Verfalls der Aktien darauf lasten, innerhalb des
Jahresranms zu bezahle», uud soll auf Verlaugeuden Betrag entrichten.

Auch hat das betreffendeMitglied dafür Zinsen zur Höhe von L 5.—.— xsi' osnt, per Jahr
vom Tage des Versalls bis zur Zahlungsleistung zu erstatten.

Die Direktoren sind ermächtigt, die Zahlung dieses Betrages nach ihrem Gutdünken einzutreiben
oder nicht einzutreiben.

(7) Rctentionsrccht.
41) Die Gesellschaft hat das erste uud uuuinschränkteRetentionsrecht auf alle Aktien, welche

unter dem Namen jedes Mitgliedes eingetragen sind (ob nun alleine oder gemeinschaftlich mit anderen)
hinsichtlich der Schulden, Verpflichtungenund Verbindlichkeiteneines Mitgliedes (solche mögen alleine oder
mit anderen gemeinschaftlich eingegangen sein), welche mit der Gesellschaftabgeschlossen sind.
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Es soll dabei ganz gleich sein, ob der Termin für die Zahlung, oder die Erfüllung und Aus¬
führung der Verbindlichkeitwirklich bereits gekommen ist oder nicht,

42) Um nnn das Netentionsrecht ausüben zu könuen, soll es deu Directorengestattet sein, die
Aktien, welche dem Netentionsrecht unterliegen, ihrem Gutdünken nach zu verkaufen.

Ein derartiger Verkauf soll jedoch nicht stattfinden, ehe obengenannterZeitpunkt eintritt, nnd dem
respectiven Mitgliede oder seinen Exekutorenund Administratoren eine schriftlicheAnzeige des beabsich¬
tigten Verkaufs zugesandt worden ist, und dasselbe oder dieselben nach Verlauf von vollen vierzehn Tagen
nach Zusendung der Anzeige es verabsäumen, die Schulden, Verbindlichkeitenoder Verpflichtungenzu be¬
gleichen oder denselben nachzukommen.

43) Der Netto-Ertragdes Verkaufs soll dazu verwandt werden, derartige Schulden,Verbind¬
lichkeiten und Verpflichtungenzu begleichen.

Der übrig bleibende Nest (falls solcher vorhanden) soll dem betreffenden Mitglieds, seinen Exe¬
kutoren, Administratoren oder Bevollmächtigten ausgehändigt werden.

44) Die Direktoren sind ermächtigt, kraft der ihueu durch ZZ 38 und 42 gewährten Rechte, beim
Verkauf von Aktien den Namen des Käufers iu dem Register bezüglich der verkauften Aktien eintragen zu lassen.

Es soll als genügender Beweis der angegebenen Thatsache betrachtet werden, wenn eine gesetzlich
vorgeschriebeneschriftliche Erklärungdes Sekretärs, des Managers oder einer der Direktoren ausgestellt
wordeu ist, daß die verschiedenen vorerwähnten Anzeigen richtig gemacht nnd die Zahlung nicht stattge¬
funden hat, daß das vorerwähnte Netentionsrecht existirt, und daß die erwähnte Resolution in aller Form
seitens der Direktoren gefaßt worden ist.

Der Käufer soll nicht verpflichtet sein, die richtige Handhabung der Vorschriften hinsichtlich des
Verfalls von, oder des Netentionsrechtes auf die Aktien noch bezüglich der Verwendung des KaufaeldeS
überwachen zu müsseu.

Sobald sein Name im Register eingetragen ist, soll die Rechtsgültigkeitdes Kaufes durch Niemand
in Frage gestellt werden können.

Falls Jemand vermeint, durch den Verkauf rechtlich Schaden gelitten zu haben, so soll dessen
Befriedigung nur iu Geldeutschädigungerfolgen können, und er ausschließlichnur gegeu die Gesellschaft selbst
Ansprüche zu erheben haben.

45) Falls im Verlauf von sechs aufeinanderfolgenden Jahren keine Ansprüche auf eine Aktie
oder mehrere Aktien oder darauf zahlbare Gelder seitens der dazu berechtigtenPersonen an die Gesell¬
schaft geinacht oder erhoben sind, so sind die Direktoren befugt, die betreffende Aktie oder Aktien nebst
darauf zahlbare» Beträgen als verfallen zu erklären.

Es soll dabei gleich sein, ob eine derartige Unterlassung des Anspruchs durch Sterbefall, Geistes¬
krankheit, Abwesenheit oder eine andere Ursache herbeigeführt ist.

Jedoch muß seitens der Direktoren eine ähnliche Anzeige wie die in Paragraphen 34 und 35
dieser Statuten erwälmte an die verschiedenen Personen, welche als Inhaber eingetragen sind, mit der
Bemerkung eingesandt werden, daß der Verfall in Aussicht steht.

Auch muß eine Bekanntmachung wenigstens dreimal in drei täglich erscheinenden Londoner Zei¬
tungen seitens der Direktoren erlasse» werden, worin der in Aussicht stehende Verfall angekündigt wird.

Falls nu» demnngeachtetei» Kalender-Monat nach Ergreifung dieser Maßregelnverstreichen sollte,
ohne daß der erwähnte Anspruch erhoben wird, so sind die Direktoren zu der Verfallserklärung berechtigt.

Die Direktoren können alsdann durch Beschlußfassungohne weitere Anzeige mit der betreffenden
Aktie oder Aktien und den etwa darauf zahlbaren Geldern in der Weise verfahren, wie solches durch
Paragraph 38 dieser Statuten hinsichtlich verfallener Aktien vorgeschriebenist.

Eine derartige Verfallserklärnng soll in allen Fällen mit Bezug auf die Gesellschaftund diejenige
Person Gültigkeit haben, welche an der verfallenen Aktie oder Aktien Interesse hatte, ohne Rücksicht
daraus, daß es den Anschein hat, als ob keine Anzeige an die Person oder die Personen gesandt ist, die Be¬
kanntmachungennicht gehörig erlassen worden sind oder andere Ungenauigkeitenund Fehler begangen sind.

Jedoch sollen die Direktoren, falls über solche verfallene Aktien noch nicht verfügt ist, trotz alle-
dem kraft ihres absoluten Entscheidungsrechtesbefugt sein, der Person oder den Personen, welche ohne
die Verfallserklärung ein Anrecht auf die Aktie gehabt haben würden oder könnten, dieselben ohne oder
mit gewissen Bedingungen wieder zuzusprecheu.

Die Direktorenkönnen auch jederzeit nach der Versallserklärung,falls sie es für gut befinden,
die etwa vorhandenen Gelder, die etwa vorhandenen Erträgnisse oder irgend einen Theil derselben, welche
aus den verfallenen Aktien refnltirt, solcher Person oder Personen zuwenden, welche ihrer Ansicht nach
ohne die Verfallserklärung einen Anspruch auf die Aktien gehabt haben würden oder zu haben vermeinten.
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III. Kerechtignng, Anleihen avsMvrhmev.
46) Die Direktoren sind befugt, von Zeit zu Zeit je nach ihrem Gutdünken von Direktoren,

Mitgliedern oder anderen Personen irgend welche Geldsumme oder Summen für Gesellschaftszwecke als

Anleihen aufzunehmen.

Die Summe, welche zu einer Zeit zusammen von der Gesellschaft auf die alleinige Autorität der

Direktoren hin angeliehen ist, darf jedoch 5(100,—,— nicht übersteigen.

Eine größere Summe darf ohne Genehmigung einer General-Versammlung nicht geborgt werden,

47) Die Direktoren sind ermächtigt, die also angesehenen Gelder zu heben und deren Rück¬

zahlung festzustellen, sowie es ihnen in jeder Hinsicht am geeignetsten erscheint.

Die Direktoren können dieses speciell durch Ausstellung von Hypotheken oder Schuldscheinen auf

das nichteinberufene Kapital der Gesellschaft, oder durch Ausstellung von Hypotheken (jedoch nicht von

Schuldscheinen) auf alleu uud jeden Theil des Gesellschaftsvermögens (das jetzige wie das zukünftige),

welches nicht zum derzeit uueingeforderten Kapital gehört, oder auf Werthpapiere, die sich im Besitz der

Gesellschaft befinden, regeln,

48) Jede Urkunde über Sicherstellung von Geldzahlungen, welche von der Gesellschaft ausgestellt

wird, soll iu der Weise abgefaßt werden, daß die dadurch sichergestellten Beträge ohne Parteilichkeit zwischen

der Gesellschaft uud der Perfou, für welche die Urkunde ausgestellt ist, überwiesen werden.

49) Eine Obligation oder sonstiges Werthpapier soll mit einem Prämium oder Diskonto aus¬

gegeben werden, oder es soll der Betrag desselben mittelst Theilzahluugen zu berichtigen sein.

50) Die Direktoren sollen darauf achteu, daß ein genaues Register über alle Hypotheken und

Auslagen, welche das Vermögen der Gesellschaft betreffen, der Section 43 der „Companies" Akte von

1862 gemäß geführt iverden.

51) Die Direktoren sind befugt, Gelder in Depositum zu solchen Bedingungen und solchen Be¬

trägen aufzunehmen, wie es ihnen für gut dünkt.

Solche Gelder jedoch, ob nuu die Rückzahlung derselben in irgend einer Weise sichergestellt sei

oder nicht, soll als angeliehenes Geld im Sinne des Paragraphen 46 dieser Statuten angesehen werden.

IV. General-Versammlungen.
52) Gewöhnliche General-Versammlungen sollen zu solchen Zeiten und an solchen Plätzen ab¬

gehalten werden, wie dieses durch die General-Versammlung der Gesellschaft festgesetzt ist.

So lange keine andere Zeit uud kein anderer Platz von einer General-Versammlung bestimmt

wird, soll eine General-Versammlung im October jeden Jahres in dem Bureau der Gesellschaft an dem von

den Direktoren festgesetzten Tage und Stunde stattfinden.

Alle anderen Versammlungen sollen außerordentliche General-Versammlungen genannt werden.

53) Die Direktoren sind befugt, eine außergewöhnliche General-Versammlung einzuberufen, falls

sie dieses für gut befinden und sie durch schriftliche Aufforderung von Mitgliedern, welche Vs des aus¬

gegebeneu Aktien-Kapitals repräsentiren, dazu veranlaßt werden.

58) Die Tagesordnung einer gewöhnlichen General-Versammlung soll bestehen aus der Berathung

hinsichtlich der Aufmachung über Einnahme und Ausgabe und hinsichtlich der Bilanz und des Berichtes
(falls vorhanden) der Direktoren und der Revisoren.

Ferner das Ernennen der Direktoren uud anderer Beamten der Gesellschaft an Stelle derjenigen,

welche der Reihenfolge uach austreteu, Dividenden festzusetzen und irgend welche andere Gefchäfts-

augelegenheiteu abzumachen, welche diesen Ätatnten gemäß in einer gewöhnlichen General-Versammlung
zu erledigen sind.

Alle anderen Sachen sollen als speciell angesehen und durch eiue außerordentliche General-

Versammluug geregelt iverden, welch letztere bei oder gleich nach der Abhaltung einer gewöhnlichen General-
Versammlung stattfinden kann.

59) Drei persönlich auf einer General-Versammlung anwesende Mitglieder sollen als hinreichende

Zahl angesehen werden, um einen Vorsitzenden zu erwählen, eine Dividende festzusetzen und eine Versamm¬
lung zu vertagen.

Für alle anderen Angelegenheiten soll eine General-Versammlung nur dann als vollzählig anzu¬

sehen sein, wenn nicht weniger als fünf Mitglieder persönlich anwesend sind, und dieselben nicht unter ein

zehntel Theil des ausgegebenen Aktien-Kapitals besitzen oder vertreten.

In einer General-Versammlung sollen keine Geschäftsangelegenheiten verhandelt werden, wenn

nicht die genügende Vollzähligkeit vom Anfange der Versammlung an festgestellt ist.
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V. Stimmenabgabe.
68) Keiner andern Person als einem Mitglied oder Beamten der Gesellschaft soll eS gestattet sein,

zu irgend einem Zweck in einer General-Versammlung anwesend zu sein, ausgenommen, daß dieselbe die

Einwilligung des Vorsitzenden sowie der Stimmenmehrheit der persönlich oder durch Vollmacht anwesenden
Personen dazu besitzt.

69) Jedes Mitglied soll auf jede volle Anzahl von fünf Aktien, auf welche alle Einzahlungen
geleistet worden sind, eine Stimme haben.

VI. Die Direktoren.
(1) Allgemeine Gegenstände.

75) Die Anzahl der Direktoren soll nicht weniger als vier und nicht mehr als sieben betragen.

76) Die augenblicklichen Direktoren sind folgende Herren, nämlich: James Maskall Cotterell,

William Snowdon Gard, Alfred Goslett, S. P., Oberst-Lieutenant Thomas Charles

Higginson und George Sims C. C.

77) Die Fähigkeit, Direktor zu sein, soll darin bestehen, daß derselbe persönlicher Eigenthümer

von 10(1 voll eingezahlten Aktien ist.

79) Die Direktoren sollen jährlich aus den Fonds der Gesellschaft als Entschädigung die Summe

von L> 500.— erhalten.

Auch kann eine größere Summe durch eine General-Versammlung als Honorar für alle Direktoren

zusammen festgestellt werden, welche Summe alsdann unter der Direktion nach deren eigenein Gutdünken

zu vertheilen ist.

80) Die an die Direktion als ihr Honorar zu zahlende Summe soll — so lange keine General-

Versammlung anders entscheidet — dazu ausersehen sein, alle persönlichen Auslagen der Direktoren,

während dieselben im Bureau der Gesellschaft nothwendige Beschäftigung haben, zu ersetzen.

Jedoch sollen Reisekosten oder andere Auslagen beini Reisen außerhalb Londons für Gesellschafts¬

zwecke nicht einbegriffen sein.

81) Das Amt eines Direktors soll vakant werden:

Falls er ein anderes Amt als das de? Managers der Gesellschaft annimmt und verwaltet.

(L) Falls er bankerott wird, seine Zahlungen einstellt, oder eine Petition einreicht, sein Geschäft

zu liquidiren, oder mit seinen Gläubigern accordirt.

(0) Falls er geistesgestört oder geistesschwach wird.

(1)) Falls er nicht mehr im Besitz der erforderlichen Aktien oder Kapitals ist, die ihn zu seiner

Stellung befähigen.

(?) Falls er an dem Gewinn aus einem mit der Gesellschaft abgeschlossenen Kontrakt für ge¬

leistete Dienste Antheil hat oder daran betheiligt ist.

Jedoch soll kein Direktor seinen Posten dadurch verlieren, daß er ein Mitglied einer anderen

Gesellschaft ist, welche mit dieser Gesellschaft einen Kontrakt abgeschlossen oder für diese Gesellschaft Arbeit

geliefert hat, oder welcher Gewinnantheil an mit dieser Gesellschaft abgeschlossenen Kontrakten hat.

Auch soll er seinen Posten nicht verlieren, wenn er nur an einem Kontrakt betheiligt ist oder

Zahlung annimmt, wie solches im Paragraph 99 vorgesehen ist.

(?) Falls er nicht wenigstens an zwölf Versammlungen der Direktion im Jahr theilnimmt,

oder falls er vou zwölf auf einander folgenden Versammlungen der Direktion fernbleibt, außer daß seine

Abwesenheit in beiden Fällen uach Ansicht der Direktoren begründet ist.

(2) Amtsfolge der Direktoren.

82) In der im Jahre 1885 abzuhaltenden gewöhnlichen General-Versammlung und in der jeden

darauf folgenden gewöhnlichen General-Versamluug soll einer der Direktoren von seinem Amte zurücktreten.

83) Der Direktor, welcher dazu bestimmt ist, in einer gewöhnlichen General-Versammlung zurück¬

zutreten, soll derjenige Direktor sein, welcher seit seiner Erwählung am längsten im Amte gewesen ist.

84) Ein zurückgetretener Direktor soll wieder wählbar sein.

85) Die Gesellschaft soll in einer General-Versammlung, in welcher ein Direktor zurücktritt, das

vakante Amt durch Wahl einer anderen Person als Direktor wieder ausfüllen.

86) Falls in einer General-Versammlung, iu welcher die Wahl eines Direktors stattfinden soll,

oder in einer vertagten Versammlung (an Stelle der obigen) der Posten eines abtretenden Direktors

nicht wieder ausgefüllt wird, so soll der abtretende Direktor, dessen Platz nicht ausgefüllt worden, seine
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Funktionen so lange fortführen, bis zur gewöhnlichenGeneral-Versammlung des nächsten Jahres und so
fort von Jahr zu Jahr, bis sein Posten ausgefüllt ist, ausgenommen,daß in solcher Versammlung be¬
schlossen wird, die Anzahl der Direktoren zu verringern.

87) Eine zufällige Vakanz, welche unter den Direktoren eintreten sollte, kann durch die Direktoren
ausgefüllt werden.

Jedoch soll eine solcherweiseerwählte Person nur so lange den Posten inne haben, bis zur
nächsten General-Versammlung, in welcher ein Direktor in üblicher Weise gewählt wird.

Alsdann soll er zurücktreten und außer ihm derjenige Direktor, welcher der Reihenfolge nach
austreten muß.

38) Es soll keine Person, mit Allsnahme eines allstretenden Direktors, znm Posten eines
Direktors wählbar sein, ohne daß dieselbe von den Direktoren zur Wahl empfohlen wird, oder ausge¬
nommen, wenn er oder eine andere Person, welche ihn vorzuschlagengedenkt, zehn volle Tage vor der
Versammlung im Bureau der Gesellschafteine schriftliche und von ihm unterzeichneteAnzeige hinterlaßt,
daß er sich um den Posten bewirbt oder daß das betreffendeMitglied ihn vorzuschlagengedenkt.

Im Falle ein Mitglied ein anderes vorschlägt, so muß gleichzeitig eine schriftliche Einwilligung
des vorgeschlagenenMitglieds eingereicht werden, daß es den Posten anzunehmen gedenkt, falls es er¬
wählt wird.

(3) Amtsführung der Direktoren.
89) Die Direktoren sind befngt, zwecks beschleunigterErledigung der Geschäfte, ihre Versamm¬

lungen zu vertagen oder anderweitig zu regeln, wie sie es für gut befinden, und können auch die nöthige
Vollzähligkeit beim Erledigen der Geschäfte festsetzen.

90) Falls nichts Anderweitiges durch die Direktorenfestgestellt wird, soll eine Direktions-Ver¬
sammlung jede Woche einmal stattfinden und soll bei Anwesenheitdreier Direktoren die Versammlung als
vollzählig betrachtet werdeu.

91) Der Vorsitzende oder zwei der Direktoren sind befugt, zu irgend einer Zeit eine Versamm¬
lung der Direktoren einzuberufen.

92) Irgendwelche Streitfragen, welche in einer Versammlung entstehen, sollen durch Stimmen¬
mehrheit entschieden werden und falls eine Stimmengleichheit vorhanden ist, so soll der Vorsitzende eine
extra oder ausschlaggebendeStimme besitzen.

93) Die Direktoreil können einen Vorsitzenden und einen stellvertretendenVorsitzenden in ihrer
Versammlung ernennen, und auch die Zeit bestimmen,während welcher sie ihren respectivenPosten vorzu¬
stehen haben.

Falls in irgend einer Versammlung der Vorsitzende (wenn solcher im Amte) oder sonst stell¬
vertretendeVorsitzende(falls im Amte) nicht bei der Eröffnung der Geschäftezugegen ist, so sollen die
anwesendenDirektoren einen aus ihrer Mitte als Vorsitzenden solcher Versammlung erwählen.

97) Alle Handlungen, welche in einer Direktions - Versammlung oder einem Direktions-Comite,
oder von einer als Direktor sungirenden Person abgeschlossen werden, sollen, ohne Rücksicht darauf, daß
es sich später etwa herausstellt, daß ein Fehler bei deren Ernennung zum Direktor stattgefunden hat, oder
daß dieselben oder eine derselben nicht amtsfähig war, trotzdem als eben so gültig anerkannt werden,
als ob jede derartige Person richtig ernannt uud zu ihrem Amt als Direktor befähigt gewesen sei.

98) Eine schriftliche Resolution, welche von allen Direktoren unterzeichnet ist, soll als eben so
gültig uud beweiskräftiganerkannt werden, als ob selbe durch eine vorschriftsmäßig berufene und
zusammengesetzte Versammlnng der Direktoren genehmigt worden sei.

(4) Rechte der Direktoren.
100) Die Leitung der Geschäfte und die Kontrolle der Gesellschaft soll dnrch die Direktoren aus¬

geübt werden, welche anßer den ihnen durch die gegenwärtigen Statuten besonders verliehenenRechten und
Pnoilegien, anch noch alle diejenigen Rechte, Handlungen und Sachen ausführen oder vollbringen können,
welche durch die Gesellschaft ausgeübt und vollbracht werden können, und deren Ausübung nicht ausschließlich
durch die Grundbedingungenoder diese Vorschriften oder die Statuten einer General-Versammlnna der
Gesellschaftvorbehalten ist.

Es wird jedoch vorausgesetzt, daß keine Vorschrift irgend eine frühere Handlung der Direktoren,
welche gültig gewesen wäre, falls die Vorschrift nicht erfolgt, wieder umstoßen kann und sollen auch die
im Paragraph 103 dieser Statuten erwähnten speciellen Regeln hierbei zur Anwendung kommen.
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101) Ohne die allgemeinen Rechte, welche durch letztem Paragraph auf die Direktoren übertragen

werden oder andern durch diese Statuten den Direktoren gewährleisteten Rechte zu präjudiziren, wird hier¬

mit ausdrücklich erklärt, daß die Direktoren folgende Rechte haben:

(1) Sie können alle oder einen Theil der Geschäfte und Ziele der Gesellschaft, wie sie in

Paragraph 4, 5, 6 und 7 der Grundbedingungen angegeben sind, ausführen.

(2) Sie können (gemäß Paragraph 46 dieser Statute«) die ihuen nöthig erscheinenden Gelder

von Zeit zu Zeit für Gesellschaftszwecke auleihen.

(3) Sie können die Wiederabzahlung solcher angeliehenen Gelder sowie auch die Ausführung

irgend welcher feiteus der Gesellschaft eingegangener Kontrakte, durch Hypotheken, oder Übertragung des

ganzen Gesellschaftseigenthums oder Theile desselben, oder des zur Zeit uueiugezahlten Kapitals, oder in

irgend einer anderen ihnen zweckmäßig erscheinenden Weise, sicherstellen.

(4) Sie können kleinere Summen, welche ihnen für die kleine Kasse oder andere ähnliche Aus¬

gaben nöthig scheinen, der Kontrolle eines Beamten unterstellen.

(5) Sie können Managers, Beamte, Schreiber, Agenten und Diener ernennen und nach ihrem

Gutdünken versetzen und absetzen und zwar für fortdauernde, zeitweilige oder besondere Dienste, sowie die

Direktoren es von Zeit zu Zeit für gut befinden.

Sie können die Pflichten aller Beamten festsetzen und deren Saläre oder Gehälter bestimmen, und können

eine Sicherheit solcher Art, in solchen Fällen und zu solchem Betrage verlangen, wie sie dieselbe für gnt befinden.

(6) Sie können einen General-Verwalter oder mehrere Generalverwalter (welche ein oder zwei

an Zahl sein können) und einen Sekretär oder mehrere Sekretäre und auch einen Rechtsanwalt oder mehrere

Rechtsanwälte und einen anderen Beamten oder andere Beamte ernennen, auch selbe nach ihrem Gutdünken

versetzen oder absetzen, vorausgesetzt daß, falls solche Erueunung auf länger als ein Jahr erfolgt, dieselbe

der Zustimmung der gewöhnlichen General-Versammlung, welche nach dem Tage der Ernennnng zuerst ab¬

gehalten wird, unterliegt.

Die Beamten können entweder mittelst Salär oder Gewinnantheil oder durch Beides zusammen

oder in anderer Weise honorirt werden.

Der augenblickliche Sekretär der Gesellschaft ist Nr. Hors-tio Lrovn.

Die augenblicklichenRechtsanwälte sind Nssrs. (Ag,rä, Hs.1I A Rool:, wohnhaft Ärssliam, BuiläiiiAL

Na. 2 Ltrssd, (?.

(7) Sie können diejenigen Aktien, welche als Bezahlung oder Theilzahlung für einen mit der

Gesellschaft eingegangenen Contrakt oder für erworbenes Eigenthum ausgegeben werden, oder welche als

Vergütung für etwaige der Gesellschaft geleistete Dienste gelten, mit solchen Bedingungen hinsichtlich der

Uebertragbarkeit derselben, Wahlrecht u. s. w. versehen, wie sie es für gut befinden, jedoch sind etwaige

specielle Vorschriften in diesen Statuten zu befolgen.

(8) Sie haben das Recht, irgend welches gerichtliches Verfahren für oder gegen die Gesellschaft oder

deren Beamte oder Prozesse, welche in irgend welcher Weise die Geschäfte der Gesellschaft betreffen oder

daraus eutspringen, einzuleiten, zu führen, zu vertheidigen, zu vergleichen oder aufzugeben.

Auch können sie Ausstände der Gesellschaft oder irgend welche Ansprüche oder Forderungen der Gesell¬

schaft uud an die Gesellschaft durch Vergleich erledigen und Stundnng der Zahlung oder Berichtigung gewähren.

Sie können speciell eine auf die Liquidation der Gesellschaft hinzielende Petition vorlegen, ver¬

folgen. annehmen oder derselben widersprechen, ob solche Petition nun durch die Gesellschaft oder Nameus

derselben, oder durch einen Gläubiger oder Betheiligteu vorgelegt wird.

Auch können sie alle Kosten, Ausgaben und Spesen, welche auf die Petition Bezug haben, oder

eine Order, welche hinsichtlich derselben erlassen ist, aus den Aktiveu der Gesellschaft bezahlen.

(9) Sie können etwaige Ansprüche und Forderungen der Gesellschaft oder an die Gesellschaft vor

ein Schiedsgericht bringen und dessen Schiedsspruch befolgen und ausführen.

(10) Sie können Namens der Gesellschaft in allen Dingen, welche Bankerotte und Insolvenzen

betreffen, handeln oder auch eiueu Beamten dazu bevollmächtigen, dieses zu thun.

(11) Sie köuueu von Zeit zu Zeit für die Verwaltung der Gesellschaftsangelegenheiten im Aus¬
lande, oder für die Verwaltung und Führung eines ähnlichen Gelchäfts im Auslande, woran die Gesellschaft

betheiligt ist, nach ihrem Gutdünken Vorsorge treffen.

Auch können sie ins Besondere irgend welche Personen als Bevollmächtigte oder Agenten für die

Gesellschaft ernennen und denselben Rechte einräumen und Bedingungen stellen, wie sie es für gut befinden.

(12) Sie köunen nach ihrem Gutdünken solche Gelder der Gesellschaft, welche nicht sofort für

deren Zwecke erforderlich fiud, anlegen, und zwar in solchen Werthen, wie sie in Paragraph 119 ange¬
geben stnd, oder bei einer Bank in Depot geben.
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Auch können sie von Zer zu Zeit derartige Kapitalanlagenverändern oder realifiren,
(13) Sie sind befugt nach Gutdünken für und Namens der Gesellschaft zu Gunsten eines Direktors

oder einer anderen Person, welche eine persönliche Verpflichtung als Gläubiger oder Bürge zum Besteu der
Gesellschaft übernimmt, Hypotheken auf das Eigenthum (jetziges und zukünftiges)der Gesellschaft auszustellen.

Eine derartige Hypothek kann das Perkaufsrecht nnd andere Rechte, Verträge nnd Bedingungen
enthalten, wie solche vereinbart werden.

(14) Sie sind befugt, irgend einen Theil der Geschäftsaktiva oder des Gesellschaftsvermögensan
eine andere Gesellschaft, Theilhaberschaft oder Person zn verkaufen oder zu übertragenoder auf andere
Weise in gewöhnlicherGeschäftsart damit zu handeln.

Jedoch unter der Voraussetzung, daß irgend solcher Verkauf, Uebertragnng, Verfügung oder Handel
sich nicht zu einer Verschmelzung dieser Gesellschaft mit einer anderen Gesellschaft, oder die Uebertragnng ihres
Unternehmens als ein Ganzes auf eine andere Gesellschaft, Theilhaberschastoder Person versteigen soll, aus¬
genommen es sei denn ein dahinzielender Beschluß in einer General-Versammlungder Gesellschaft gefaßt worden,

(15) Sie können von Zeit zu Zeit Nebenvorschriftenzwecks Regulirungder Geschäfteder Gesell¬
schaft, der Beamten und Bediensteten oder der Gesellschaftsmitgliederoder irgend welcher Abtheilung der¬
selben, erlassen, abändern und annnllireu,

(16) Sie können alle solche Vereinbarungen und Kontrakte eingehen und dieselben abändern und
aufheben, und alle solche Akten, Dokumente nnd Schriftstücke Namens und seitens der Gesellschaft voll¬
ziehen uud abschließen,welche sie für oder bezüglich eines der obigen oder sonstigen Angelegenheit als
vortheilhaftfür die Zwecke der Gesellschaft ansehen.

102) Die Direktoren sind befugt, die Geschäfte der Gesellschaftin der ihnen im Interesse der
Gesellschaft am besten erscheinenden Weise zu leiten, wobei sie, falls ihnen solches passend erscheint, die
Methode zu beachten haben, in der die Geschäfte von Versicherungs-Gesellschastengewöhnlich geführt
werden, und können die Direktoren auch speciell Rechtsanwälteund andere Personen, welche die ersten
Einrichtungen der Geschäfte treffen, durch Saläre, Gewinnantheile oder in anderer Weise bezahlen,

103) Es wird jedoch dabei stets vorausgesetzt, daß die Direktoren beim Leiten der Geschäfte
der Gesellschaft die folgenden Regeln und Beschränkungenso genau, als die Umstände es erlauben, beob¬
achten uud befolgen, nämlich:

(1) Jede seitens der Gesellschaft ausgestellte oder ausgegebene Police mnß persönlich von nicht
weniger als zwei Direktoren unterzeichnet uud vom Manager oder Sekretär gegengezeichnet oder sonst von drei
Direktoren unterzeichnet und mit dem Geschäftssiegel der Gesellschaft versehen sein und in jeder Weise so aus¬
gestellt werden, wie die Direktoren es für gut befinden.

Irgend welche Vorschriften der oben erwähnten Uebereinkunftvom 24. August 1854, welche Policen
betreffen, die jetzt in Kraft sind, sollen, jedoch nur zu diesem Zweck, in Kraft bleiben.

(2) Die Direktoren sollen das Recht haben, irgend welche Anordnungen zu treffen, um etwaige
Abänderungen oder Uebertragunzenvon Policen zu erleichtern,einschließlichdes Rechtes der Bevoll¬
mächtigung ihres Sekretars oder Managers in dieser Hinsicht.

104) Die Direktoren sind befugt, falls sie es für gut befinden,bei und nach Eingehung einer
Police das Risiko derselben bei einer anderen Versicherungs-Gesellschast rückzuversicheru, oder auch das Risiko
mit der andern Gesellschaft zu theilen, wie die Direktoren es für rathsam erachten.

Jedoch sollen die Direktoren keine Vereinbarungen treffen, auch mit keinen anderen Versicheruugs-
Gesellschasten oder Vereinen Abkrmmen eingehen, wodurch allgemeine Risikos, die durch solche Gesellschaften
oder Vereine übernommen sind, seitens dieser Gesellschaft rückversichert werden.

106) Alle Geldzahlungen, welche für die Gesellschaft geleistet werden und die L 5.— übersteigen,
sollen mittelst Cheque beglichen werden und alle Chegues, verkäufliche Dokumente, Akten und andere
Schriftstücke sollen, je nach Lage der Sache, Namens der Gesellschaft von zwei Direktoren unterzeichnet
und von dem Manager oder Seku'.tär gegengezeichnetoder andernfalls von drei Direktoren unterzeichnet
sein und solcherweise gezogen, indossirt, acceptirt, ausgeführt, unterzeichnetund abgeschlossen werden.

Das Siegel der Gesellschaft soll keinem Dokument hinzugefügt werden, außer im Beisein von
zwei Direktoren uud dem Manager oder Sekretär, oder andernfalls im Beisein von drei Direktoren.

107) Die Direktoren sollen darauf achten, daß alle Protokoll-Bücher, Register, Konto-Kurrente
und andere Bücher uud Dokumente,welche für Zwecke der Gesellschaftoder für das laufende Geschäft
nöthig sind, genau geführt werden und sollen alle erforderlichen und richtigen Eintragungenin dieselben
veranlassen.
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VII. Dividenden.
108) Der Gewinn der Gesellschaft soll den Mitgliedern im Verhältniß der auf ihre respectiven

Aktien eingezahlten Beträge zukommen, jedoch unter Berücksichtigung derjenigen Rechte, welche Mitglieder
innehaben, die Aktien mit besonderem Vorrecht besitzen,

109) Eine General-Versammlung der Gesellschaft kann eine Dividende festsetzen, welche den

Mitgliedern je im Verhältniß zu ihren Rechten und ihrem Antheil am Gewiuu auszuzahlen ist.

110) Es. soll keine höhere Dividende festgesetzt werden, als von den Direktoren empfohlen wird,
jedoch kann eine General-Versammlung der Gesellschaft eine kleinere Dividende feststellen.

111) Es soll keine Dividende mit Ausnahme einer solchen zahlbar sein, welche aus dem von

Geschäften der Gesellschaft erzielten Gewinn und aus deu von Kapitalsanlagen oder Vermögen der Gesell¬

schaft erwachsenen Zinsen hervorgeht.

Ehe eine Dividende festgesetzt wird, soll nicht weniger als ein Zehntel des betreffenden Gewinns

und Zinseneinkommens den nachbenannten Reservefonds zugeführt werden, bis daß derselbe sammt den hinzu¬

gefügten Beträgen die Hälfte der ganzen Prämiensumme (jährliche oder sonstige), welche während des ver¬

flossenen Rechnungsjahres der Gesellschaft eingenommen morden ist, erreicht hat.

112) Die Angabe der Direktoren betreffs der Höhe des Reingewinnes, der für die Dividende

vorhanden ist, soll als maßgebend betrachtet werden.

113) Die Direktoren sind befugt, nach ihrem Gutdüukeu uud wann es ihnen passend erscheint,

eine Interims-Dividende nnd IZonus festzusetzen und selbe auszuzahlen.

118) <A) Alle Dividenden, welche innerhalb eines Jahres nach Festsetzung derselben nicht ein¬

gefordert sind, können seitens der Direktoren zum Nutzen der Gesellschaft bis zu deren Einforderung auf

Zinsen oder sonst gewinnbringend angelegt werden.

(L) Keine Dividende soll Zinsen tragen, welche seitens der Gesellschaft zahlbar ist.

(0) Alle nicht innerhalb dreier Jahre nach der Feststellung eingeforderten Dividenden könueu

durch die Direktoren als zum Vortheil der Gesellschaft als verfallen erklärt werden.

Dieselben sind dem nacherwähnten Reserve-Fonds zu überweisen und bilden einen Theil desselben,

und sind den darin enthaltenen Bestimmungen unterworfen.

Jedoch soll es nichts destoweniaer den Direktoren anheim gestellt sein, obschon der Verfall erklärt

ist, zu irgend welcher späteren Zeit nach ihrem absoluteu Gutdünken die betreffende Dividende oder einen
Theil derselben der Person auszuzahlen, welche einen Anspruch darauf gehabt haben könnte oder zu haben

vermeinte, falls der Verfall nicht geschehen wäre.

VIII. Kapitalanlage.
119) Der Reservefonds sowie auch die allgemeinen Fonds uud Gelder der Gesellschaft oder irgend

ein Ueberschuß oder Mehrbetrag darüber hinaus, welcher nicht für den unmittelbaren Gebrauch oder für

Angelegenheiten -der Gesellschaft nöthig ist, soll von Zeit zu Zeit seitens der Direktoren in einem der

Werthpapiere, die durch das Parlament gewährleistet sind, oder iu öffentlichen Fonds von Großbritannien,

oder in Staatspapieren im Vereinigten Königreiche oder Indien, oder einer Kolonie oder Schutzgebjet des

Vereinigten Königreichs, oder in Hypotheken oder Aktien einer Eisenbahngesellschaft, welche Dividende

bezahlt, oder in Papieren der Stadt London, oder in Aktien des Nstropolitan Loarä vk oder

im Wege des Kaufes oder hypothekarischer Belegung in Freigut, Lehngut oder Pachtgut in England oder

Wales angelegt werden.

Alle solche Kapitalanlagen können seitens der Gesellschaft in ihrem eignen Namen ausgeführt uud

gehalten werden, oder sie können auch im Nameu von Verwaltern, welche zu diesem Zwecke ernannt sind,

abgeschlossen werden.

Derartige Aktien, Fonds oder Werthpapiere können nach Gutdünken der Direktoren von Zeit zu

Zeit verkauft, übertragen, umgeändert und einberufen werden.

IX. Reserve-Fonds.
120) Der bereits früher genannte Reservefonds soll (nach den Bestimmungen der Paragraphen 111

und 121) einen Betrag von solcher Höhe ausweisen, wie dieses von Zeit zu Zeit durch die Direktion fest¬

gesetzt wird.

Er kann auch in solche besondere Fonds eingetheilt werden (falls sie vorhanden), wie die Direktion

darüber entscheidet, und soll nach Gutdünken der Direktion für irgend welche Zwecke der Gesellschaft Ver¬wendung finden können.



Jedoch wird dabei vorausgesetzt, daß, falls der Reserve-Fonds niedriger als der in Paragraph 111
festgesetzte oder vorgesehene Betrag sein sollte, kein Theil des Fonds für eine Dividende verwandt
werden soll.

Ein Ueberfchnß über diesen Betrag soll dagegen für die Dividende zu verwenden sein.
121) Folgende Geldbeträge sollen dein Reserve-Fonds zufallein
(1) Alle Gelder, welche im Wege der Prämie auf Aktien oder Hypotheken eingezahlt werden.
(2) Eine Summe vou nicht uuter ein Zehntel des jährlichen Gewinns und Einkommens (wie

in Paragraph 111 festgesetzt ist), bis der Reserve-Fonds nebst den dazu kommendenGeldern den in
Paragraph 111 vorgesehenenund festgesetzten Betrag erreicht hat.

(3) Diejenigen anderen Summen, welche die Direktoren von Zeit zn Zeit dazu bestimmen^, ob¬
gleich der Reserve-Fonds dadurch eine Höhe erreichen sollte, welche über deu iu Paragraph 111 festgesetzten
uud vorgesehenen Betrag hinausreicht.

Hierdurch soll jedoch das Recht der Direktoren, iu jedem Fall mit Ueberschüssenuach Paragraph 120
verfahrenzu köuuen, nicht beeinträchtigt werden.

X. Buchführung.
125) In der alljährlich stattfindenden gewöhnlichenGeneral-Versammlungsollen die Direktoren

der Gesellschaft eine Geschäftsübersichtüber die Einnahmenund Ausgaben, sowie eine Bilanz über das
gesammte Vermögen nnd die Verbindlichkeitender Gesellschaft vorlegen.

Diese Bilanz soll bis zu dem 31. August lausen, welcher der Versammlung vorhergeht, und von
dem Schlußdatum der zuletzt aufgemachtenBilanz und Abrechnnng an beginnen.

126) In jeder solchen Geschäftsübersichtsoll der Betrag angegeben sein, welchen die Direktoren
als an die Mitgliederzahlbare Dividende oder Bonus ans dein erzielten Gewinn empfehlen, auch soll
darin der von ihnen vorgeschlageneBetrag (falls solcher vorhanden),welcher dem Neserve-Fonds, gemäß
der dahinzielenden oben erwähnten Vorschriften, zugeführt werden soll, bezeichnet sein.

Die Geschäftsübersichtund Bilanz muß vou zwei Direktoren unterzeichnet uud vom Manager
oder Sekretär gegengezeichnet sein, oder falls Letzteres seinerseits nicht geschieht, sind sie von drei Direktoren
zn unterzeichnen.

127) Eiue Abschrift dieser Geschäftsnbersichtnnd Bilanz soll sieben Tage vor der Versammlung
der eingetragenen Aktien-Inhaberim Gesellschaftsbureauzur Einsicht ausgelegtsein.

XI. Rtlllßon.
128) Die Rechnungender Gesellschaftsollen mindestenseinmal in jedem Jahr von einem

oder mehreren Revisor oder Revisoren nachgesehen werden und haben dieselben sich von der Richtigkeit der
Geschästsübersicht und Bilanz zu überzeugen.

129) Der oder die Revisoreu sollen iu der gewöhnlichen alljährlichenGeneral-Versammlung
ernannt werden.

Irgend eine Person, welche zum Revisor vorgeschlagenwird — ausgenommen, daß es eiu zurück¬
tretender Revisor ist — muß wenigstens zwei volle Tage vor der General-Versammlung,in welcher sie
zur Wahl vorgeschlagenist, durch wenigstens zwei Mitgliederuamhast gemacht werden.

Das Gehalt eines Revisors soll seitens der Gesellschaft in einer General-Versammlungfest¬
gesetzt werden.

Ein zurücktretenderRevisor soll, ohne vorher namhaft geinacht zu werden, wieder wählbar fein.
Der gegenwärtige Revisor ist Air. James Elles, wohnhaft Moorgate Street 71, E. E.
130) Es soll Niemand znm Revisor wählbar sein, welcher in anderer Weise denn als ein

Mitglied der Gesellschaft in Beziehungen zn letzterer steht.
Ein Direktor oder Beamter, so lange er im Amte ist, soll als nicht wählbar znm Revisor-Posten

erachtet werden.
131) Falls eine zufällige Vakanz im Posten eines Revisors eintreten sollte, so sollen die

Direktoren denselben sofort wieder ausfüllen.
132) Der Nevifor soll sich entweder selbst Abschriftender Geschäftsnbersichtund Bilanz, welche

der General-Verfammlnngder Gesellschaft vorgelegt werden sollen, anfertigen, oder soll damit versehen
werden, nnd zwar sieben Tage vv Abhaltung der Versainmlnng, für welche sie bestimmt sind.

Es soll die Pflicht des Revisors sein, dieselben mit deu daranf bezüglichenRechnungen und
Belegen zn prüfen und der General-Versammlung der Gesellschaftdarüber Bericht zu erstatte«.
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133) Dem Revisor soll zu allen passenden Zeiten Einsicht in die Bücher und Rechnungen der
Gesellschaftgewährt werden und ist er befugt, die Direktoren und andere Beamte der Gesellschaftmit
Bezug darauf auszufragen,

XII. All gemeint KestinlMllilgen.

(2) Schiedsgerichte.
142) Im Fall eine Streitigkeit zwischen der Gesellschafteinerseits, und einem Mitgliede,dessen

Administratoren,Exekutoren oder Bevollmächtigten, andererseits, oder uuter den Mitgliedern selbst oder
deren refpeetiven Exekutoren oder Administratoren, hinsichtlich der wahren Meinung oder Auslegung, oder
der Umstände oder Folgen dieser Statuten, oder bezüglich irgend einer vollbrachten, ausgeführteu, unter¬
lasseneu oder gestatteten Handlung, oder einer Sache, welche vorgeblicher Weise mit diesen Statuten über¬
einstimmt, oder welche sich auf Zuwiderhaudlungoder angebliche Zuwiderhandlunggegen diese Statuten
bezieht, oder die einen Anspruch wegen Zuwiderhandlungoder angeblicher Zuwiderhandlung betrifft, oder
sich sonstwie ans das Vorhergehende oder diese Statuten bezieht, oder die Rechte oder Verpflichtungen einer
Partei auf Grund dieser Statute», oder andere Angelegenheitender Gesellschaftbetrifft, entsteht, so soll
eine jede dieser Streitigkeiten dein Urtheil eines Schiedsrichters unterbreitet werden, welcher von den streitigen
Parteien zu eruennen ist,

Falls diese sich uicht über eiueu einzeluen Schiedsrichter einigen können, soll die Streitigkeit zweien
Schiedsrichtern zu überweisen sein, von denen je einer von den streitendenParteien zu ernennen ist, nebst
einem Unparteiischen, welcher durch die beiden Schiedsrichter vor ihrer Urtheilssällnng gewählt werden muß,

143) Die Feststellung der Kosten dieser Unterbreituug und dieses Schiedsspruches und damit
verknüpfter Spesen sollen dem Gutdüukeu des oder der respeetiveu Schiedsrichter und Unparteiischenüber¬
lassen sein, und sind letztere befugt, die Höhe der Kosten anzugeben oder zu bestimmen, daß dieselbenwie
zwischen Anwalt und Klienten oder in anderer Weise zu berechnen sind.

Auch können die Schiedsrichter entscheiden, von wein die Kosten zu tragen und an wen sie zu
zahlen sind,

144) Die Unterbreitung einer Sache vor einem Schiedsgericht soll in Uebereinstimmungmit den
Vorschriften der Oormnon I^v?i'OLsänrs Akte von 1854, oder anderen behördlicherseits angeordneten
Abänderungen derselben oder Zusätzen zu denselben geschehen, uud kann als eine Regel oder ein Befehl
des hohen Gerichtshofes Ihrer Majestät auf Autrag einer der beiden Parteien festgesetzt werden.

Diese Partei kann alsdann einen Gerichtsrathoder Rechtsanwalt beauftragen, für die anderen
Parteien gleichfalls dazu deren Einwilligung zu geben.

(8) Prüfung der Bücher.
145) Die Protokoll-Bücher der Gesellschaft, iu welche die Verhandlungen einer General-

Versammluug der Gesellschaft eingetragen werden, sollen jedem Mitglied im Hauptbureauder Gesellschaft
iu den Stunden von elf Uhr Vormittags bis drei Uhr Nachmittagsan allen Tagen, außer Sonntags,
Eharfreitag, Weihnachtstag, Bank-Feiertag oder einein andern allgemeinenFeiertag, znr Einsicht
offen ausliegen.

Es soll jedoch Niemandem gestattet sein, die betreffenden Bücher einzusehen, wenn er nicht drei volle
Tage vor dein Tag, an welchem er die Einsicht vorzunehmen wünscht, eine schriftliche Anzeige an den
Sekretair der Gesellschaft dieferhalb gerichtet, und zur gleichen Zeit mit der Anzeige die Summe von
10 8k.— für jedeu Tag oder Theil eines Tages, an welchem er die Einsicht zu nehmen wünscht, bezahlt hat.

Eine Ausnahme ist gestattet, wenn das Mitglied an dem betreffendenTage berechtigt ist, in
einer gewöhnlichenGeneral-Versammlnng zu stimmen, welche alsdann abgehalten werden soll.

Es ist keinem Mitgliedegestattet,Abschriftenvon oder Auszüge aus diesen Büchern zu machen,
kauu jedoch darnm ersuchen,daß ihm Abschriftenund Auszüge, gegeu eine Vorausvergütungvon 6 ä, für
je 100 Worte der Abschrift, ausgestellt werde».

146) Jedes Mitglied der Gesellschaftist befugt, die Bilanz der Gesellschafteinzusehen und davon
Abschrift zu nehmen uud Auszüge daraus innerhalb des Zeitraums von sieben Tagen vor Abhaltung einer
gewöhnlichenGeneral-Versammlung der Gesellschaftoder bis vierzehn Tage darnach, zu mach.n.

Es wird jedoch vorausgesetzt, daß das betreffendeMitglied dem Gefellschaftssekreiärdrei volle
Tage vorher schriftlich Anzeige davon gegeben hat, an welchem Tage er die Einsicht vorzunehmen gedenkt,
und vorausgesetzt, daß das Mitglied am Tage der Anzeige berechtigt ist, in einer General-Versammlung
zu stimmen, falls dann eine abgehalten wird.
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147) Es wird gleichfalls vorausgesetzt, daß kein Mitglied dazu berechtigt sein soll, irgend eine
solche Einsicht vorzunehmen oder solche obige Abschriftenzumachen, falls ein Streit zwischen der Gesellschaft
und den Mitgliedern bestehen sollte, oder falls die Direktoren der Meinung sind, daß die Gesellschaft
dadurch präjudizirt werden könnte, und ihre Ansicht in einer Resolution aussprechen,

(4) Verschmelzung des Unternehmens mit oder Uebertragnng desselben an eine andere
Gesellschaft etc.

148) Die Gesellschaft ist befugt, anf specielle Beschlußfassungdieserhalb, das Unternehmen oder
ihr Geschäft gauz oder theilweife oder einen Zweig davon mit einer anderen Gesellschaft, Theilhaberschaft,
Vereinigung, Person oder Personen zu verschmelzen oder zu überlassen, und zwar unter solchen Bedingungen
und in der Weise, wie die Gesellschaftes für gut befindet.

149) Die Entschädigung, welche der Gesellschaftfür solche Verschmelzungoder Uebertragung zu
gewähren ist, kann in ganz oder theilweise eingezahlten Aktien bestehen, und sollen diese Aktien — falls
nichts Anderes durch eine General-Versammlungder Gesellschaft bestimmt wird — unter den Aktien¬
inhabern prv ratg, und im Verhältniß ihres Aktienbesitzes vertheilt werden.

Falls Aktieninhaber es verweigern, diese Aktien anzunehmen, oder falls sie dazu unfähig sind,
so sollen die Aktien nach Gutdünken der Direktoren verkauft oder sonst darüber verfügt werden und der
Erlös aus dem Verkauf soll den allgemeinen Aktiven und Guthabender Gesellschaftzufallen.

Jedoch soll eine Ausnahme hiervon stattfinden, wenn die Direktorenes für angemessen erachten
den Erlös oder einen Theil desselben an die Person auszuzahlen uud auch in Wirklichkeit auszahlen^
welche der >etressende sich weigernde Aktien-Inhaber repräsentirt.

150) Ein Mitglied, ob Direktor oder nicht, oder ob allein oder gemeinschaftlichmit einem
andern Mitglied oder Direktor, oder gemeinschaftlich mit einem NichtMitglied,kann der Käufer des ganzen
oder theilweisen Eigenthums der Gesellschaftwerden, gleichviel ob der Kauf nun auf einer Verschmelzung
oder einer Uebertragung des Unternehmens beruht oder im gewöhnliche»Geschäftsverkehrder Gesellschaft
oder in anderer Weise abgeschlossen worden ist, und vb dieses vor oder bei lder Auflösung oder Liquidation
der Gesellschaftgeschieht.

(5) Auflösung der Gesellschaft.
151) Es soll kein Mitglied oder mehrere Mitgliederberechtigt sein, einen Antrag auf Liquidation

der Gesellschaft seitens oder unter Aufsicht des Gerichtshofes zu stellen oder zu verfolgen, ausgenommen, daß:
(^.) der oder die Petenten wenigstens ein Fünftel des zur Zeit ausgegebenen Kapitals im

Besitz haben, worauf alle einberufenen Gelder einbezahlt worden sind, oder
(L) eine außergewöhnlicheGeneral-Versammlung vorher abgehaltenist, um besagten Antrag

zu berathen und iu derselben eine Resolution angenommen ist, durch welche die Einreichnng und Ver¬
folgung des Antrags genehmigt und gutgeheißen wird, oder

(O) zwei Drittel der Direktoren schriftlich die Einreichung des Antrags genehmigtund die
weitere Verfolgung gutgeheißen haben.

152) Die Direktoren sind befugt, im Namen und an Stelle der Gesellschaft jederzeit einen
Antrag zwecks Auflösung der Gesellschaftdurch deu Gerichtshof oder unter Aufsicht desselben einzubringen
oder einen ihnen vorgelegten derartigenAntrag zu unterstützenund können alle Kosten desselben und die
mit dem Antrage in Verbindung stehenden Auslagen aus deu Aktivas der Gesellschaftbegleichen.

153) Die Auflösungder Gesellschaft kann durch specielle Beschlußfassung entschieden werden,
und zwar ob nun der Grund dazu die gänzlicheAuflösung der Gesellschaft oder die Neuerrichtungoder
Veränderungder Gesellschaft, oder die Verschmelzung dieser mit einer anderen Gesellschaft oder ein
anderer fei.

154) Es soll kein Arrangement, keine Vereinbarungoder Dokument oder Sache, welche seitens
der Gesellschaft oder der Direktion abgemacht, oder beordert oder eingegangen ist, und zu welcher eine
General-Versammlung ihre Einwilligungentweder vor oder nachher gegeben hat, einer Anfechtung oder
Verhinderung aus dem Gruud unterliegen, weil dadurch die Zwecke der Gesellschaft geschädigt werden,
öder weil dieselbe den Zwecken entgegensteht, oder weil eine Auflösungder Gesellschaft dadurch herbei¬
geführt werden könnte oder aus irgend einem anderen Grunde.

155) Bei einer etwa eintretenden freiwilligen Auflösung der Gesellschaft soll das Unternehmen
nnd die Aktivas derselben durch Verkauf realisirt oder in anderer Weise veräußert werden, wie es die
Aktien-Inhaber in einer General-Versammluug festsetze«, und soll der Netto-Erlös des Verkaufs zwischen
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alle Mitglieder (nach gehöriger Berücksichtigung unbezahlter einberufener Beträge und Abschlagszahlungen

auf solche) pari und in: Verhältniß zu den Geldern, welche auf Aktien der Mitglieder einberufen

und eingezahlt sind, ausgehändigt und vertheilt werden,

(k) Beweisführung.
156) Bei einer Prozeßverhandlung oder Gerichtssitzung oder bei Anstrengung einer Klage oder

anderen Maßregeln seitens der Gesellschaft gegen einen Aktien-Inhaber, zwecks Erlangung einer Suinine,

welche auf eine Aktie, eine einberufene Suiume oder in anderer Weise fällig ist, soll es als genügend

betrachtet werden, das Register der Aktien-Inhaber der Gesellschaft, in welchen: der Name des Inhabers

der Aktien-Nmmner, worauf die Schulden aufgelaufen sind, steht, dein Gerichtshofe vorzulegen, sowie auch,

im Fall die Sache eine einberufene Summe betrifft, daß die Anzeige der Einberufung dem Beklagten in

gehöriger Weise gemäß den Statuten übermittelt worden ist.

Es soll nicht nöthig sein, die Ernennung der Direktoren, welche die Einberufung vollzogen, noch
die Thatsache, daß eine vollzählige Anzahl Direktoren zusammen war, als die Einbernsnug beschlösse«

wurde, zu beweisen.

Auch nicht, haß die Versammlung, iu welcher die Einberufung erlassen, richtig angeordnet und

eonstitnirt war, noch eine andere Sache irgend welcher Art,

Hingegen soll der Nachweis der obenangeführten Thatsachen als vollgültiger Beweis der Schuld

anzusehen sein.

Druck von Gritsiu s L Möller, Hamburg,





Beilage
zuy: Amtsblatt

der Königlichen Regierung zu Düsseldorf.

Der Schweizerische Bundesrath
— als gesetzliche Aufsichtsbehörde—

erklärt,

daß die am 20. Mai 1885 revidirten Statuten der Schweizerischen Rentenanstalt nach schweizerischem Obligationen¬

recht in Kraft bestehen.

Bern, den 15. Dezember 1885.

Im Namen des Schweiz. Vundesrathes:
Der Bundespräsident

Der Kanzler der Eidgenossenschaft:
(Iv, 8.) SIK. tttuxtvr.

Ministerium tw Inner».

^en angehefteten, unte- dem 15. Dezember 1885 von dem Schweizerischen Bundesrathe

zu Bern als zu Recht bestehend anerkannten revidirten Statuten der

MrmzeriMen, KmtMimßM zu <UM,
welche an die Stelle der revidirten Statuten vom Jahre 1879 treten, wird die in der Konzession

zum Geschäftsbetriebe in Preußen vom vorbehalten- Genehmigung hier¬

durch ertheilt.
Berlin, 6. Januar 1886.

Der Minister des Innern:
Im Auftrage:

Genehmignngsttrknnde. ^ ^ ^
I. 10562.



Statuten der Schweizerischen Nentenanstalt M Zürich.
Organisation.

§ 1. Die Schweizerische Nentettlttlstalt, gegründet 1857 und ans Gegenseitigkeit beruhend, hat den

Zweck, Versicherungen auf menschliches Leben abzuschließen.

ß 2. Die Schweizerische Rentenanstalt hat ihren Sitz und Gerichtsstand in Zürich.
Sie wird nach außen durch ihren Direktor vertreten.

§ 3. Die Versicherten werden je alle drei Jahre im Mai zu einer Generalversammlung ein¬

berufen; außerordentlich, wenn der Aufsichtsrath es beschließt oder mindestens ein Zehntel der Versicherten es verlangt.

§ 4. Der Präsident des Aufsichtsrathes leitet die Generalversammlung und bestellt das Bureau für

Protokollführung und Stimmenzählung.

§ 5. Jeder anwesende Versicherte hat 1 Stimme; Niemand darf für sich und Andere mehr als

10 Stimmen geltend machen.

Die Versammlung ist beschlußfähig, wenn mindestens 200 Stimmen vertreten sind.

Die Beschlüsse und Wahlen (§ 6, a,—o) erfolgen mit Stimmenmehrheit; bei gleichen Stimmen ent¬

scheidet der Präsident.

H 6. Bei Eröffnung einer ordentlichen Generalversammlung ist vom Aufsichtsrathe zunächst Bericht

zu erstatten über den Stand und Gang der Rentenanstalt.
Sodann kommen der Generalversammlung zu:

a) die Wahl der Mitglieder in den Aufsichtsrath, aus der Zahl der Versicherten, sowie die Be¬

stätigung der Ersatzwahlen (Z 11, Z);

d) die Entscheidung über Vorlagen und Anträge des Aufsichtsrathes;

o) die Genehmigung der vom Aufsichtsrathe vorgelegten Abänderungen der Statuten.

ß 7. In der Generalversammlung können keine anderen als die vom Aufsichtsrath auf die Tages¬

ordnung gesetzten und in der öffentlichen Einladung bezeichneten Traktanden behandelt werden.

Anregungen von Versicherten müssen, um in der Generalversammlung behandelt werden zu können,

spätestens bis Ende März schriftlich dem Aufsichtsrath eingereicht werden, der dieselben zu prüfen und mit

seinen Anträgen der Generalversammlung vorzulegen hat.

Z 8. Der Aufsichtsrath besteht aus 25 Mitgliedern (§ 6, «,). Alle drei Jahre treten je 5 dieser

Mitglieder, wieder wählbar, aus.

Der Aufsichtsrath wählt seinen Präsidenten und Vicepräsidenten aus seiner Mitte.

Er entscheidet mit Mehrheit der Stimmen, in Anwesenheit von mindestens 15 Mitgliedern.

Die Vollziehung seiner Schlußnahmen geschieht durch den Direktor, welcher den Sitzungen des Aufsichts¬

rathes mit berathender Stimme beiwohnt.

Z 9. Der Aufsichtsrath setzt seine regelmäßigen Sitzungen fest, und versammelt sich außerordentlich,

wenn der Präsident oder mindestens fünf Mitglieder oder der Direktor es verlangen.

§ 10. Der Aufsichtsrath hat im Allgemeinen die gesammte Geschäftsführung zu überwachen und

bezeichnet aus seiner Mitte, je auf drei Jahre:

a.) zwei Mitglieder (nebst Stellvertretern), die als Rechnungsrevisoren die Buchhaltung und

Kasse zu kontroliren und die nähere Prüfung der Jahresrechnung vorzunehmen haben;

d) zwei andere Mitglieder (nebst Stellvertretern), die den Archivbestand der Werthschriften zu

kontroliren haben und als Beisitzer mit dem Direktor die Anleihekommission bilden, welche

die Kapitalanlagen nur mit Einstimmigkeit bewilligen kann.

Die vier vorbezeichneten Mitglieder zusammen bilden unter dem Vorsitze des Präsidenten des

Aussichtsrathes den Ausschuß, der in Verbindung mit dem Direktor alle Traktauden für den Aufsichtsrath

vorzuberathen und sie ihm mit bestimmten Antrügen vorzulegen hat.

§ 11. Dem Aufsichtsrathe kommen im Weiteren zu:

!>.) die Ernennung des Direktionsbureau (H 12), sowie der Stellvertreter, und die Festsetzung ihrer
Bedingungen durch Vertrag;

d) der Erlaß eines Reglements für das Direktionsbureau (H 12);

v) die allgemeinen Bestimmungen über Kapitalanlagen, wobei die Anlagen auf inländische Sicher¬

heiten die Regel bilden sollen; die Vorschriften über Aufbewahrung der Werthschriften und

Unterzeichnung der Kassaverfügungen;

ä) die Genehmigung der Anträge des Direktors über territoriale Ausdehnung des Geschäftsbetriebes,

über Festsetzung der eigenen Maxima der Versicherungen, über Abänderung von Tarifen und über

etwaige Einführung weiterer Modalitäten für die Austheilung der Ueberschüsse (§§ 15, 25 und 35);



e) die Genehmigung des von der Direktion gefertigten und vom Ausschusse geprüften Jahres¬
berichtes sammt Rechnung;

k) die näheren Vorschriften für Einberufung, Ort und Leitung der Generalversammlung, sowie für
die ihr zustehenden Wahlen;

A) die Ersatzwahl von Mitgliedern des Aufsichtsrathes, die während eines Trienuiums ausscheiden,

welche Wahlen der Bestätigung der nächstfolgenden Generalversammlung bedürfen (§ 6, k);

K) die Vorlagen betreffend Abänderung der Statuten (§ 6, o);

i) die Bestimmung der Remuneration für die Mitglieder des Aufsichtsrathes.

Z 12. Das Direktionsbureau besteht aus:

a) dem Direktor; er leitet die Verwaltung der Rentenanstalt, ordnet die Funktionen der Beamten

und ernennt die Bureaugehilfen und Agenten.

Der Direktor führt, abgesehen von den Fällen in § 11, o und 19, die alleinige Unterschrift

für die Nentenanstalt (H 2).

In Verhinderung des Direktors amtet sein Stellvertreter;

b) dem Verwalter; er besorgt die bewilligten Kapitalanlagen (§ 10, K), die Zinsbezüge und
die Registratur der Werthschriften;

o) den Beamten für Kasse und Buchhaltung.

Der Aufsichtsrath beschließt über dieKautiousleistung der einzelnen Beamten des Direktionsbureau.

§ 13. Die Rentenanstalt haftet für ihre Verbindlichkeiten mit ihrem ganzen Vermögen und nur mit diesem.

§ 14. Die Gesammtrechnung der Rentenanstalt ist nach solidesten Grundsätzen zu erstellen; sie wird

jedes Jahr auf den 31. Dezember abgeschlossen und nach ihrer Genehmigung (§ 11, s) veröffentlicht.

§ 15. Ergicbt die Jahresrechnung einen Ueberschuß, so fällt derselbe in den Gewinnsfonds, welcher die

Bestimmung hat, an die Versicherten ausgetheilt zu werden nach Maßgabe der Vorschriften in M 25, 35 und 11, cl.

§16. Erzeigt die Jahresrechnung Verlust, so ist derselbe aus dem Gewinnsfonds zu decken.

«. Bestimmungen für die Versicherungen.
a) Allgemeine Vorschriften.

§17. Der Versicherte verpflichtet sich gegenüber der Rentenanstalt durch die Antragspapiere, die

Rentenanstalt sich gegenüber dem Versicherten durch die Police; beide Theile auf Grundlage der Versicherungs¬

bestimmungen, welche auf der Police abzudrucken sind.

§18. Die Nentenanstalt kann jeden Versicherungsantrag ohne Angabe der Gründe ablehnen.

§ 19. Die Policen und Prämienquittungen müssen mit der Unterschrift des Direktors und Buch¬

halters und dem Stempel der Nentenanstalt versehen sein.

Für die Police kann eine Taxe festgesetzt werden.

§ 2V. Die Rentenanstalt wird für die Versicherung haftbar, sobald der Versicherte die Eintritts¬

prämie bezahlt und die Police empfangen hat.

§ 21. Für die Folgezeit sodann beginnt das Versicherungsjahr je mit dem 1. Januar und endigt

mit dein 31. Dezember.

a) Die ganzjährige Prämie wird mit dem 1. Januar fällig und kann im Januar einbezahlt werden,

oder auch noch im Februar mit 1 °/g oder im März mit 2 °/g Säumnißbuße.

Säumt der Versicherte länger, so erlöschen mit dem 1. April alle seine Rechte,

d) Bei Policen mit Semester- oder Quartalprämien wird der Versicherte mit dem 1. Januar alle

Raten für das Jahr schuldig und hat erstere am 1. Januar und 1. Juli, letztere am 1. Januar,

1. April, 1. Juli und 1. Oktober jedesmal innert Monatsfrist einzuzahlen, ansonst mit Ablauf

des Verfallmonats alle Versicherungsrechte erlöschen.

§ 22. In Verarmungsfällen, sofern die Anzeige hierfür im Laufe des bezahlten Versicherungsjahres,

also je vor dem nächsten 1. Januar, an die Rentenanstalt erfolgt, wird die Prämienzahlung eingestellt und die

Versicherung nach Maßgabe der Reserve (Deckungskapital) reduzirt.

H 23. Die Rentenanstalt ist berechtigt, den Inhaber der Police als rechtmäßigen Besitzer zu be¬

trachten und an ihn zu zahlen.

b) Versicherungen aufs Ableben.

§ 24. Mit der Versicherung aufs Ableben wird die Rentenanstalt zur Bezahlung der in der Police

bestimmten Kapitalsumme verpflichtet, unter der Bedingung, daß das Ableben des Versicherten erfolgt:

a) in Europa, mit Einschluß des mittelländischen und schwarzen Meeres;

d) auf natürlichem Wege, d. h. durch Krankheit, Alter, Unfall oder durch dritte Hand.



i § 25. Die Versicherung aufs Ableben giebt im Weitereu ein Aurecht auf eine Gewinn-Altersrente (Z15),

deren Bezug für den einzelnen Versicherten mit dem Jahre beginnt, in welchem seine Einlagen sammt 4 °/<>

Zinseszins die Höhe seiner Versicherungssumme erreicht haben.

Ueber die Einführung etwaiger weiterer Modalitäten für Austheilung der Ueberschüsse entscheidet der

Aufsichtsrath (§ 11, ä).

H 26. Der Versicherte darf zur Zeit des Eintrittes nicht weniger als 15 und nicht mehr als

60 Jahre alt sem.

§ 27. Der Versicherte ist gegenüber der Rentenanstalt uud dein untersuchenden Arzte verpflichtet,

die in den Vertragspapieren bezeichneten Daten und Fragen gewissenhaft zu beantworten. Hat er diesfalls

durch unwahre Angaben oder Verschweigen wissentlich getäuscht, so verwirkt er damit alle Versicherungsrechte

sowie die bereits gemachten Einlagen.

H 28. Stirbt der Versicherte im Eintrittsjahre, so ist die etwaige Stückprämie bis auf eine volle

Jahresprämie zu ergänzen.

Stirbt iu einem folgenden Jahre der auf Jahresprämie Versicherte im Januar oder Februar oder

März, ohne daß die fällige Prämie entrichtet ist, so wird die Versicherungssumme gleichwohl ausbezahlt, unter

Abzug von Prämie uud Buße.

Stirbt der auf Semester- oder Quartalprämie Versicherte im Verfallsmonat, ohne daß die Prämie

geleistet ist, so wird die Versicherungssumme 'gleichwohl ausgerichtet, uuter Abzug dieser Prämie. — Und

ebenso werden beim Ableben die etwa noch übrigen Raten jenes Jahres mit der Auszahlung der Versicherungs¬

summe verrechnet.

H 29. Beim Ableben des Versicherten hat der Policeninhaber mit möglichster Beförderung hievon

an die Rentenaustalt resp. Agentur schriftliche Anzeige zu machen und mittelst Einsendung der Police, des

amtlichen Todtenscheines, sowie eines ärztlichen oder amtlichen Zeugnisses über die Todesursache den Nachweis

zu leisten, daß die iu tz 24 für die Zahlungspflicht der Rentenanstalt bezeichneten Bedingungen eingetreten sind.

Kann die Rentenanstalt ihre Schuldpflicht anerkennen, so wird die Versicherungssumme sofort ausbezahlt.

§ 30. Nicht inbegriffen im Versicherungsvertrage ist das Ableben:

a) außerhalb Europa (H 24, a). Die Reutenanstalt giebt die Reserve (Deckungskapital) zurück;

b) im aktiven Kriegsdienst, in welchen Sterbefällen die Rentenanstalt die eingezahlten Prämien

zurückgiebt;

o) im Duell oder an dessen Folgen. Die Rentenanstalt zahlt die Reserve zurück;

ä) durch absichtliche Selbsttödtung oder an den Folgen des Versuches. Die Rentenanstalt zahlt

in allen diesen Fällen, ohne Unterschied des Geisteszustandes, die eingezahlten Prämien zurück

(bis auf die Höhe der Versicherungssumme).

Durch besonderen Zusatzvertrag kann die Rentenanstalt auch die vorstehenden Sterberisikos in die

Versicherung aufnehmen.

e) Leibrenten.

Z 31. Die Leibrentenpolice sichert dem Versicherten (sofort oder aufgeschoben auf ein bestimmtes

Altersjahr) eine lebenslängliche, gleichbleibende Rente zu.

§ 32. Die Rente kann jeweilen mit dem Verfalltag bezogen werden, den der Versicherte erlebt haben

muß. Lebt er vorher ab, so hat die Anstalt nichts zu leisten.

Die erste Rente wird berechnet nach der Zeit vom Eintrittstage an.

Die Rentenaustalt kann beim Bezug der Rente die Vorlage der Police und des Lebensscheines verlangen.

§ 33. Die Rentenversicherten haben an den Rechnungsüberschüssen der Rentenanstalt (§ 15) keinen Antheil.

ä) Aussteuern.

§ 34. Die Aussteuerpolicen sichern dem Versicherten eine bestimmte Kapitalsumme zu auf einen bestimmten
Verfalltag, sofern er denselben erlebt.

§ 35. Die Aussteuerversicherten erhalten im Weiteren einen Antheil am Rechnungsgewinn (§ 15),
gleichzeitig mit der Versicherungssumme.

§ 36. Die Versicherungssumme nebst Gewinnantheil kann vom Verfalltag an bezogen werden gegen

Einsendung der Police, sowie eines amtlichen Zeugnisses über das Geburtsdatum und das Leben am Verfalltag.

Norddeutsche Vuchdruckerei und VerlagSanftalt, Berlin, Wilhelmsir, Z2,



Exlra-Beilage
zum

Hüiüsölait der Lönigl. Aegiemng zu Düsseldorf
Revidirte Statuten

der

„Hammonia '
Olas-Ierstcherungs-Keseüschast

des
Verdandesvon Glaser Innungen Deutschlands.

Firma, Zweck und Sitz der Gesellschaft.
§ 1. Die Hammonia Glas-Versicherungs-Gesellschast des Ver¬

bandes von Glaser-Jnnuugeu Deutschlands, ist eine in Hamburg
domizilirte Aktien-Gefellichaft, deren Zweck es ist, die Versicherung
von Bruchschäden aller Art an Glas gegen Prämienzahlung zu
übernehmen. Grundkapital und Aktien.

tz 2. Das Grundkapital der Gesellschaft beträgt ^ 375 000 und
ist in 12S0 Aktien ä ^300 eingetheilt. Den Aktien sind D.vi-
dendenscheine auf 10 Jahre beizulegen.

K 3. Weitere Emissionen vor der vollen Einzahlung des Grnnd-
Äapitals köimen nur auf Beschluß der Äeneral-Versammluug
stattfinden; bei jeder neuen Emission haben die derzeitigen Inhaber
der Aktien erster Emission das Recht, die auszugebenden Aktien
zum Paricourse nach Verhältniß ihres Aktien-Besitzes zu über¬
nehmen. lieber diejenigen Aktien, welche vou deu derzeitigen In¬
habern der Aktien erster Emission kraft des ihnen zustehenden,
durch eine öffentliche Anzeige des Aufsichtsraths zu normirenden
Bezngsrechtes nicht in Anspruch genommen werden, verfügt der
Aufsichtsrnth bestmöglichst im Interesse der Gesellschaft, darf die¬
selben jedoch nicht unter dem Paricourse ausgebe».

Z4. Die Aktionaire bleiben bis znr Bezahlung des vollen No-
minal-Betrages ihrer Aktien-Zeichnungen für den Betrag derselben
verantwortlich, niemals aber über diesen Betrag hinaus.

§ S. Die Aktien lauten aus Namen und werden nach Maaßgabe
der gesetzliche» Bestimmnng mit der Bezeichnung des Inhabers
in das Aktienbuch der Gesellschaft eingetragen.

Die Uebertraguug der Aktien kaun mir durch Indossament
uud mir Genehmignug des Aufsichtsraths, der, falls er die Ge¬
nehmigung verweigert, keine Gründe anzugeben braucht, geschehen.
Der Anfsichtsrath l>l jedoch verpflichtet, die Genehmigung sowohl
dann zu verweigern, wenn diejenige Person, welche die Umschreibung
auf ihre« Namen verlaugt, weder ein selbstständiger Glaser noch
eiue (Älaser-Innung in, als auch dann, wenn die betreffende Person
sich bereits im Besitze vou sechs Aktien befindet. Die letztere Be-
inmmung findet jedoch auf Giaser-Ji'.uuugen keine Anwendungen.

Verloren gegangene Aktien rönnen zu Gunsten des durch
Eiutragnug in das Akrieubuch legimitirte» Eigeuthümers nach
erbrachtem Beweise des Verlustes durch deu Aufsichtsrath auf
kosten des Eigeuthümers durch neue Ausfertigung ersetzt werden.

Divideudenfcheme können nicht amortisirt werden. Sie
verjähren innerhalb 4 Jahren uach Verfall. Wird aber vou dem
zur Zeit der Fälligkeit im Aktieubuche angegebenen Eigenthümer
der Verlust vor Adlaus der Verjähruugssrist augezeigt, so wird
ihm nach dem Ablauf der Betrag der bis dahin nicht vorgezeigten
Dividendenscheine ausbezahlt.

H 6. Auf die Aktien find zur Zeit eingezahlt:
1. Emission, 25(1 Aktien, SV °/o,

II. „ 1000 „ 20
Die ferneren Einzahlungen auf die zuerst ausgegebenen Aktien
jowohl, al» auf die später zu emittireuden Aktien werden »ou der
General-Versammlung bestimmt. Die Aufforderung ist dreimal
in dem Geseltschastsbiatt zu publicireu, das erste Mal spätestens
/ Monate, das letzte Mal frühestens L Tage vor dem Einzahlungs-
termin. Die Emzahluugeu dürfe» nicht iu höhereu Raten als
20°/o des Nomiualberrages ausgeschrieben werden, und muß
zwischen einer Einzahlung uud der anderen ein Zeitranm vou
mindestens 3 Monaten liegen.

Wer die von der General-Versammlnng festgesetzten Ein-
ne um inebr^als l4 verionimt verfällt. ol>n<>

Rate iu eine. Eouvcutio»aislr..sc oor. zu (Nnnsiel,
des Reservefonds. Erfolgt die Zahlung des fälligen Betragt
nebst der Strafe auch nach abermaliger dreimaliger Aufforderung
nicht innerhalb 4 Woch.n nach der dritten Aufforderung, so is>
der Anfsichtsrc.lh b.rechrigr, dir bis dahin gemachten Einzahlungen,
als dem Refervefond verfallen, einziivehulien, das durch die Ze^chnuiiij
der Aktie erworbene Anrecht am gemeiiischastlich.n Eigenthum
aufzuheben und die verfallenen Aktien anderweit z» begeben. Doch
steht ihm anch das Recht zu, die restireud? Rare liebst Eouveutioual
strafe sofort nach dem Fälligkeitstermin oder später durch
Direction einklagen zu lassen.

Organisation der Gesellschaft.
K 7. Die Organe der Gesellschaft sind:

I. Die Generalversammlung,

II. Der AussichtSrath,
III. Die Direction.

§ 8. Die ordentliche General-Versammlung wird alljährlich im
Januar, Februar oder März berufen. Iu derselben hat i»c
Direction deu Bericht über den Vcrinögeusstand und die Verhältnisse
der Gesellschaft, eine Bilanz und eiue Gewinn und Verlust-Rcchnuiig
über das verflossene Geschäftsjahr mit deu Bemerkuugeu des Auf¬
sichtsrathes vorzulegen.

Diese Vorlagen sind mindestens 2 Wochen vor der General-
Versammlung in dem GeschästSlocal der Gesellschaft znr Einsicht
der Actionaire anszulegeu.

In der General-Versammlnng haben die im vorhergehende»
Jahre er»an»te» Revisoren die Resultate ihrer Prüfung der Vilanz
mitzutheilen und die General-Versammlung daraufhin über die
Decharge abzustimmen. Ueber etwaige Monit»ren der Revisoren
entscheidet die General-Versammlung. In der ordentlichen General-
Versammlung werden ferner die erforderlichen Wahlen in den
Aufsichtsrath, sowie die Wahlen der Revisoren für die nächsu
Jahresrechanng vorgenommen; zu ihrer Eompeteuz gehöre» im
Uevrigeu alle nicht deu auderii Organe» zugewiesenen Beschluß
sassuugeu über Augelegenheite» der Gesellschaft, namentlich über
Anträge wegni Erhöhung des Aktien EapitalS, Abänderung der
Statuten und Liquidation der Gesellschaft.

Außerordentliche General-Versammlungen können jederzeit
berufen werden; der Äuffichtsraih ist verpflichtet, eme solche zu
berufen, weun einer oder mehrere Aktionaire, welche sich dadurch
legitimireu, daß sie für die Zeit bis »ach der General-Versammlung
Aktie» zum Nominal-Betrage von Iz0,<)v0, — bei der Gesell
schast depoiiire», es unter schriftlicher Einreichnng eines zurEompeteuz
der General-Versammlung stehenden Antrages, verlangen.

Die außerordentliche General-Versammlung ist innerhalb
4 Wocheu uach Stellung des Antrages, und Beschaffung der De-
Position iu statutenmäßiger Weise l8 u) zu bernseu.

H Die Berufung der General-Versammlung erfolgt dnrch ein
nialige Aufforderung mit Tages-Ordnuug iu dem Deutschen
Reichsanzeiger, welche mindestens 4 Wochen vor dem angesetzten
Termin zu erfolgen hat, ferner durch besondere Einladungsschreiben
mindestens 2 Wochen vor der General-Versammlnng an die im
Aktienbuch verzeichneten Aktionaire, es genügt die Aufgabe zur Pofl
unter der im Aktienbuch verzeichneten Adresse.

H 10. Zur Theilnahme an der General-Versammlung ist jeder
Aktionair berechtigt und geben 1 bis 3 Aktien eine, 4 uud mehr
Aktien 2 Stimmen. Kein Aktionair hat das Recht mehr als zwei
Stimmen zn führen. Die Aktionaire sind befugt sich durch Be-
vollmächtigte, welche jedoch Aktionair der Gesellschaft fein müssen
vertreten zu lassen. Niemand ist berechtigt für sich selbst und i»
Vertretung anderer Aktionaire mehr als 2v Stimme» zu führen.
Als legitimirt gelten die im Aktienbuch verzeichneten Aktionaire,
welche die ihnen vor der General-Versammlung behändigiek
Legitimationskarten abgebe».

z 11. Den Vorsitz in der Gcneral-Versammluug führt der Vor.
sitzende, bei Verhinderung desselben der stellvertretende Vorsitzende
des Aufsichtsraths.

§ 12. Das Protokoll in den General-Versammlungen wird vou
einem Notar geführt.

R?i Nsnti?nn7iknnpn in



Gleichheit das Votum des Vorsitzendem Bei Wahlen entscheidet
relative Mehrheit bei Stimmeu-Gleichheitdas Lovs.

Beschlüsseüber Auslösungder Gesellschaft, über die Ver
eiuigungder Gesellschaftmit einer anderen, über die Veränderung
der Statuten — soweit nicht der letzte Absatz dieses Paragravheu
Ausnahme statnirt — können nur daun getroffen wenden, wenn
zwei Drittel des emittirten Aktien Capitals in der Mineral'Ver¬
sammlung vertreten sind und drei Viertel des in der ^General-
Versammlung vertretene» Grundcapicals sich für den Antrag
erklären. Sind in der betreffendenVersammlung keine zwci
Drittel des Aktien-Capitalsvertreten, so ist, falls der betreffende
Antrag von d:m Antragstelleraufrecht erhalten wird, innerhalb
3 Wochen eine zweite General-Versammlungzu halten, in der es
auf die Zahl vertretenen Aktien nicht ankommt, doch bedarf es znr
Annahme des Antrages auch in dieser General-Versaininlnngeiner
Majorität von drei Viertel des in der General-Vcrsammlnngver¬
tretenen Grnndcapitals,

Beschlüsse über Erhöhung des Grund-Capitals sind —
soweit die Beschlußfassung in Frage steht — nicht als Veränderung
der Statuten zu betrachte» und daher mit einfacher Stimmen-
Mehrheit zu fassen, Beschlüsse über Aenderung der Firma nnd
des Sitzes der Gesellschaft (H 1) sowie über Aenderung der im
§ 1t iu Bezug auf die Zahl der Aussichtsraths-Mitgliederund
deren Domizil enthaltenen Vorschriften können schon iu der ersten
Geu .al Versammlung,in welcher der betreffende Antrag vorliegt,
ohne Rücksicht auf die Höhe des vertretenen Aktien-Capitals, Ersteres
durch drei Viertel Majorität die letztereu beideu Angelegenheiten
jedoch nur mit Einstimmigkeit gefaßt werden.

H 1.4. Der Aussichtsrath besteht aus 11 Persoueu, welche von
der General-Versammlungans drei Jahre gewählt werden, und
von denen mindestens sechs ihren Wohnsttz iu Hamburg oder Altona
habt» müssen. Jedes I.chr scheide» mindestensdrei Mitglieder
aus, nnd slud diese für das erste Jahr nach ihrem Ausscheiden
nicht wieder wählbar. Für die zum Aussichtsrach gewählten Per
svucu ist die gleiche Zahl als «Stellvertreter in der General-Ver
sammlnngz» wähle»; tritt eine Vacanz ein, so ist ein Stellver¬
treter als Ersatz einzubernseu. Die Einberufung geschieht in der
Reihensolgcwie dieselben in demnotariellenProwcvll Verzeichnetstehen,

K 13. Jedes Mitglied des Anssichtsraths muß für die Dauer
seines Amtes 3 Aktien der Gesellschaftbei derselben depomren.

H 16. Der Anfsichccrathwählt ans seiner Mitte einen Vorsitzenden
nnd einen Stellvertreter desselben, beide müssen ihren Wohnsttz in
Hamburg haben.

tz 17. Der Vorsitzende des Aufsichtsrathsberuft die Versamm-
luugeu desselben so oft er es für nothwendig erachtet, jedoch
mindestens jeden Monat einmal, nud stets weun zwei Mitglieder
des Aufsichtsraths es verlangen; die Versammlungen finde» iu
Hambnrg statt.

Die Bcrsammluugcudes Anssichtsraths sind bei Anwesen¬
heit von sechs Mitgliedern beschlußfähig, er faßt seiue Beschlüsse
mit einfacher Majorität.

H 18. Ueber die Verhandlung?»nnd Beschlüsse des Anssichtsraths
wird ei» sortlaufende» Protocoll geführt. Das Protocoll ist nach
jeder Sitzung behnfs der Genehmigungzu verlesen und falls keine
Mouitnren gegeu dasselbe erhoben werden, vom Vorsitzenden znm
Zeichen der erfolgten Genehmignng zu unterschreiben. Die erfolgte
Genehmigungresp, die etwaige Erhebung von Monitnren ist im
Protocoll zu bemerken.

Z 19. Der Anffichrsrath bestimmt über die Anstellung der
Directoren nud der Beamteu, kourrahirt mit deuselbeu, uud ertheilt
ihueu die erforderlichen Jilstructiouen, namentlich auch betreffs der
Art der Reguliruug der Schäden, uud der den Agentenzn ge¬
währendenProvisionen. Er überwachtdie Geschäftsführung der
Gesellschaft in allen Zweigen der Verwaltung, und hat dafür
Sorge zn trage», daß die vorhandenen,nicht zum Betriebe des
Geschäfts erforderlichenGelder vorläufig bei der Volksbank,
Vereinsbankoder in pnpillarischeu Hauspösteu dieser Stadt, oder
ihres Gebites belegt werden. Er kann sich von dem Gange der
Angelegenheiten jederzeit nnlerrichten, die Bücher und Schriften
derselben jederzeit einsehen, nnd den Bestand der Gesellschasts-Casse
nntersnchen. Er hat serner die Jahresrechnuugeu, die Bilanzen
und die Vorschläge zur Gcwinnvertheiluugzu prüfen uud darüber

alljährlich der General-VersammlungBericht zn erstatten
Z SO. Die Mitgliederdes Anssichtsrathsgenießen kein Honi-r!-

erhalten jedoch in Gemäßheit des H 25 ei»e Tantieme vgx
Reingewinnder Gesellschaft.

Ueber die dem ersten AnsstchlSrathezu gewährende Tantidk-'
beschließtdie erste ordentliche Gencral-Versammiuuz.

KSl, Die Direction besteht ans 2 Personen, welche sich den
Handelsgerichte gegenüber durch das über ihre Wahl ausgenummen-
uotariellcProtocoll lezitimireu. Der Anssichtsrathist berechtigt,
eiues seiner Mitglieder als Stellvertreter für ein behinderte.:
Directious-Mitgled anf die Dauer von längstens 2 Monaten zn
bestellen, doch ruht wahren» der Zeit, während »eren e» in tue
Dircction delegirt ist, sein? Thätigkeitals Anfsichtsraths-Mitglied
Der Direktion ist die Leitung des Geschäfts, soweit dieselbe nicht
ansdrüctlich dem Anfsichtsrathe vorbehalten ist, übertragen; sie Hut
alle Rechte und Pflichten, welche dem Vorstände einer Aktien-G^
sellschast nach Maßgabedes Handels-Gcsetzbnchcszustehen.

Die Directiou bezieht eine jährliche feste Besoldung,deren
Höhe der Aufsichlsrathkontractlichmit ihr zn vereinbarenhat,
und ist außerdem am Reiugcwinnedes Geschäfts (vergl. § 25) zu
betheiligen;die näheren Anstellungs-Bedingungen bleiben einer mit
dem Anfsichtsrathe zu treffenden Vereinbarungvorbehalten.

H 22. Die Firma der Gesellschaftwird gemeinschaftlichvon den
beiden Directoren gezeichnet. Der Anssichtsrathdarf jedoch auch
sonstigen Beamten der Gesellschaft,welche sich dem Handelsgerichte
gegenüber durch das über ihre Erueuuuug ausgenommeue notarielle
Protokollzu legituuiren haben, das Recht ertheilen, die Firma der
Gesellschaft — jedoch nur in Verbindung mit einem Mitglieds del
Dircction, per piv-mrs, oder einem sonstigen ihre Vertretung cm-
deuteuden Zusähe — zu zeichne».

Revisious-Commission.
ß S3. Die Rcvisious-Commissionbesteht ans 4 Mitgliedern,

welch- für das erste Jahr von der constituirendeuGeneral-Ver-
sammlnng,uud in der Folge von der ordentlichen General-Ver-
sainrnluugauf die Dauer eines Jahres ans der Zahl der Aktionen«
gewählt werden, und welche die Pflicht Haben, die Rechnungen
nn» die Bilanzen, die der Gencral-Verfainmlnng des nächsten
Jahres vorzulegen sind, zn prüsen; sie sind verpflichtet, dem Anf¬
sichtsrathe uud der Dircction spätestens 8 Tage vor der General-
Versammlung schriftlichen Bericht über das Resultat ihrer Prüfung
zu erstatten. Die Mitglieder der Revistous-Coinmission erhalten
keine Remuneration, haben jedoch den Ersatz der im Interesse der
Gesellschaft gemachten Auslagen zu beanspruchen,

Bilanz. Gcwiuuveriheiluug. Reservefonds.
H 24. Das Geschäftsjahrläuft vom 1. Januar dis znm 3^

December;das erste Jahr vom Tage der Geschästs-Erössnnng bis
znm 31. Decemberdes nächstsolgeudeuJahres, Die Bilanz wird
von der Dircction in Gemäßheit der gesetzlichenBestimmungen
und nach den Regeln der kansmännischenBuchführung aufgemacht
und der Revisions-Comluissiou zur Prüsuug unterbreitet.

Z 25. Bon den sich ans der Bilanz ergebenden Uebcrschüssen der
Activa über die Passiva werden verwandt:

1. 5 °/o znr Bildung eines Reservefonds bis derselbe die Höhe
von des eingezahlten Aktien-Capitalserreicht hat.

2. 5°/o für die Aktionaire auf das eingezahlte Aktien-Capital.
3. Von dem Restgewinne werden vertheilt;

a) 1U°/o unter die Mitgliederdes Aufsichtsraths.
b) 5°/„ unter die Mitglieder der Direction uud du

sonstigen Beamten der Gesellschaft nach Ermessen det
Aufsichtsrathes.

c) S°/o an den Verband von Glaser-JnnungenDentschlands.
cl) Die verbleibenden 8i)°/o des Restgewinnes mit den unter

2 aufgeführten 5°/o unter die Aktiouaire als Dividende.
§ 26. Dem Reservefonds fallen anch die Erträgnisse seiner eigenen

Fonds zn. Falls ein Jahresabschußeiueu Verlust a» Gruudcapital
der Gesellschaft ergiebt, wird derselbe aus dem Reservefonds, soweit
dieser reicht, ergänzt.

Z 27. Alle öffentlichenAufforderuugeu, Einladungennnd Bekannt-
machuugeu der Gesellschaft müssen von dein Anfsichtsrathe odn
der Dircction unterzeichnet und in dem Deutschen Re.chsanzeigci
veröffentlicht werden.
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36V. 828. Bedingungen

für die Bewerbung um Arbeiten und Lieferungen.

Z. 1. Persönliche Tüchtigkeit und
Leistungsfähigkeit der Bewerber.

Bei der Vergebung von Arbeiten oder Lieferungen

hat Niemand Aussicht als Unternehmer angenommen

zu werden, der nicht für die tüchtige, pünktliche und

vollständige Ausführung derselben — auch in technischer

Hinsicht — die erforderliche Sicherheit bietet.

Z. 2. Einsicht nndBezng der Verdi ngnngs-

an schlüge zc.

Verdingungsanschläge, Zeichnungen, Bedingungen:c.

sind an den in der Ausschreibung bezeichneten Stellen

einzusehen und werden aus Ersuchen gegen Erstattung
der Selbstkosten verabfolgt.

Z. 3. Form und Inhalt der Angebote.

Die Angebote sind unter Benutzung der etwa vor¬
geschriebenen Formulare, von den Bewerbern unter¬

schrieben, mit der in der Ausschreibung geforderten

Ueberschrift versehen, versiegelt und frankirt bis zu dem

angegebenen Termine einzureichen.
Die Angebote müssen enthalten:

s.) die ausdrückliche Erklärung, daß der Bewerber

sich den Bedingungen, welche der Ausschreibung zu Grunde
gelegt sind, unterwirft;

d) die Angabe der geforderten Preise nach Reichs¬

währung und zwar sowohl die Angabe der Preise sür

die Einheiten als auch der Gesammtsorderung; stimmt

die Gefammtforderung mit den Einheitspreisen nicht

überein, so sollen die letzteren maßgebend sein;

o) die genaue Bezeichnung und Adresse des Bewerbers;

6) seitens gemeinschaftlich bietender Personen die

Erklärung, daß sie sich für das Angebot solidarisch ver¬

bindlich machen, und die Bezeichnung eines zur Ge¬

schäftsführung und zur Empfaugnahme der Zahlungen

Bevollmächtigten; letzteres Erforderniß gilt auch für

die Gebote von Gesellschaften;

s) nähere Angaben über die Bezeichnung der etwa

mit eingereichten Proben. Die Proben selbst müssen

ebenfalls vor dem Bietungstermine eingesandt und der¬

artig bezeichnet sein, daß sich ohne Weiteres erkennen

läßt, zu welchem Angebot sie gehören;

k) die etwa vorgeschriebenen Angaben über die Be¬

zugsquellen von Fabrikaten.

Angebote, welche diesen Vorschriften nicht entsprechen,

insbesondere solche, welche bis zu der festgesetzten Termin-

Ausgegeben zu Düsseldorf am 17. April 1886.

stunde bei der Behörde nicht eingegangen sind, welche

bezüglich des Gegenstandes von der Ausschreibung selbst

abweichen, oder das Gebot an Sonderbedingungen

knüpfen, haben keine Aussicht auf Berücksichtigung.

Es sollen indessen solche Angebote nicht ausge¬

schlossen sein, in welchen der Bewerber erklärt, sich nnr

während einer kürzeren als der in der Ausschreibung

angegebenen Zuschlagsfrist an sein Angebot gebunden

halten zu wollen.
ß. 4. Wirkung des Angebots.

Die Bewerber bleiben von dem Eintreffen des An¬

gebotes bei der ausschreibenden Behörde bis zum Ab¬

lauf der festgesetzten Zuschlagsfrist bezw. der von ihnen

bezeichneten kürzeren Frist (Z. 3 letzter Absatz) an ihre

Angebote gebunden.
Die Bewerber unterwerfen sich mit Abgabe des An¬

gebots in Bezug auf alle für sie daraus entstehenden

Verbindlichkeiten der Gerichtsbarkeit des Ortes, an

welchem die ausschreibende Behörde ihre» Sitz hat und

woselbst auch sie auf Erfordern Domizil nehmen müssen.

H, 5. Zulassung zum Eröffn uugsterm in.
Den Bewerbern und deren Bevollmächtigten steht der

Zutritt zu dem Eröffnungstermine frei. Eine Ver¬

öffentlichung der abgegebenen Gebote ist nicht gestattet.
Z. 6. Ertheilung des Anschlags.

Der Zuschlag wird von dem ausschreibenden Beamten
oder von der ausschreibenden Behörde oder von einer

dieser übergeordneten Behörde entweder im Eröffnungs¬

termin zu dem von dem gewählten Unternehmer mit zu

vollziehenden Protokoll oder durch besondere schriftliche

Mittheilung ertheilt.

Letzterensalls ist derselbe mit bindender Kraft erfolgt,
wenn die Benachrichtigung hiervon innerhalb der Zu¬

schlagsfrist als Depesche oder Brief dem Telegraphen¬

oder Postamt zur Beförderung an die in dem Angebot

bezeichnete Adresse übergeben worden ist.
Trifft die Benachrichtigung trotz rechtzeitiger Ab¬

senkung erst nach demjenigen Zeitpunkt bei dem Em¬

pfänger ein, für welchen dieser bei ordnungsmäßiger

Beförderung den Eingang eines rechtzeitig abgesendeten

Briefes erwarten darf, sö ist der Empfänger au sein

Angebot nicht mehr gebunden, falls er ohne Verzug

nach dem verspäteten Eintreffen der Zuschlagserklärung

von seinem Rücktritt Nachricht gegeben hat.

Nachricht an diejenigen Bewerber, welche den Zu¬

schlag nicht erhalten, wird nur dann ertheilt, wenn
dieselben bei Einreichnng des Angebots unter Beifügung

des erforderlichen Frankaturbetrages einen desfallfigen

Wunsch zu erkennen gegeben haben. Proben werden



nur dann zurückgegeben, wenn dies in dem Angebot¬

schreiben ausdrücklich verlangt wird, und erfolgt als¬
dann die Rücksendung auf Kosten des betreffenden Be¬

werbers. Eine Rückgabe findet im Falle der Annahme

des Angebots nicht statt; ebenso kann im Falle der Ab¬

lehnung desselben die Rückgabe insoweit nicht verlangt
werden, als die Proben bei den Prüfungen verbraucht

sind.

Eingereichte Entwürfe werden auf Verlangen zurück¬

gegeben.

Den Empfang des Zuschlagschreibens hat der Unter¬

nehmer umgehend schriftlich zu bestätigen.

Z. 7. Vertragsabschluß.
Der Bewerber, welcher den Zuschlag erhält, ist ver¬

pflichtet, auf Erfordern über den durch die Ertheilung

des Zuschlages zu Stande gekommenen Vertrag eine

schriftliche Urkunde zu vollziehen.
Sofern die Unterschrift des Bewerbers der Behörde

nicht bekannt ist, bleibt vorbehalten, eine Beglaubigung

derselben zu verlangen.

Die der Ausschreibung zu Grunde liegenden Ver-

dingungsanschläge, Zeichnungen :c,, welche bereits durch
das Angebot anerkannt sind, hat der Bewerber bei Ab¬

schluß des Vertrages mit zu unterzeichnen.

Z. 8. Kautionsstellung.

Innerhalb 14 Tagen nach der Ertheilung des Zu¬

schlages hat der Unternehmer die vorgeschriebene Kaution

zu bestellen, widrigenfalls die Behörde befugt ist, von
dem Vertrage zurückzutreten und Schadenersatz zu bean¬

spruchen.

§. 9. Kosten der Ausschreibung.

Zu den durch die Ausschreibung selbst entstehenden

Kosten hat der Unternehmer nicht beizutragen.

Allgemeine Vertrags-Bedingunnen

für die Ausführung von Hochbauten. Vom 17. Juli 1885,

Z. 1. Gegenstand des Vertrages.

Den Gegenstand des Unternehmens bildet die Her¬

stellung der im Vertrage bezeichneten Bauwerke. Im

Einzelnen bestimmt sich Art und Umfang der dem Unter¬

nehmer obliegenden Leistungen nach den Verdingungs-

anschlägen, den zugehörigen Zeichnungen und sonstigen

als zum Vertrage gehörig bezeichneten Unterlagen. Die
in den Verdingungsanschlägen angenommenen Vorder¬

sätze unterliegen jedoch denjenigen näheren Feststellungen,
welche — ohne wesentliche Aenderung der dem Vertrage

zu Grunde gelegten Bauentwürfe — bei der Ausführung
der betreffenden Bauwerke sich ergeben.

Abänderungen der Bauentwürfe anzuordnen, bleibt

der banleitenden Behörde vorbehalten. Leistungen,

welche in den Bauentwürfen nicht vorgesehen sind,

können dem Unternehmer nur mit seiner Zustimmung

übertragen werden.

§. 2. Berechnung der Vergütung.

Die dem Unternehmer zukommende Vergütung wird

nach den wirklichen Leistungen bezw. Lieferungen unter

Zugrundelegung der vertragsmäßigen Einheitspreise

berechnet.

Die Vergütung für Tagelohnsarbeiten erfolgt nach
den vertragsmäßig vereinbarten Lohnsätzen.

Ausschluß einer besonderenVergütnng für

Nebsnleistnngen, Vorhalten von Werkzeug
und Geräthen, Rüstungen :e.

Insoweit in den Verdingungsanschlägen für Neben¬

leistungen, sowie für das Vorhalten von Werkzeug und

Geräthen, Rüstungen :e. nicht besondere Preisansätze
vorgesehen sind, umfassen die Vereinbarten Preise und

Tagelohnsätze zugleich die Vergütung für die zur plan¬

mäßigen Herstellung des Bauwerks gehörenden Neben¬

leistungen aller Art, insbesondere auch für die Heran-
schaffnng der zu den Banarbeiten erforderlichen Materialien

aus den auf der Baustelle befindlichen Lagerplätzen nach

der Verwendnngsstelle am Bau, sowie die Entschädigung
für Vorhaltung von Werkzeug, Geräthen :e.

Auch die Gestellung der zu den Absteckungen, Höhen¬

messungen und Abnahmevermessungen erforderlichen

Arbeitskräfte und Geräthe liegt dem Unternehmer ob,

ohne daß demselben eine besondere Entschädigung hier¬
für gewährt wird.

Z. 3. Mehrleistungen gegen den Vertrag.

Ohne ausdrückliche schriftliche Anordnung oder Ge¬

nehmigung des bauleitenden Beamten darf der Unter¬

nehmer keinerlei vom Vertrage abweichende oder im

Verbindungsanschlage nicht vorgesehene Arbeiten oder

Lieferungen ausführen.

Diesem Verbot zuwider einseitig von dem Unternehmer

bewirkte Leistungen ist der bauleitende Beamte ebenso

wie die bauleitende Behörde befugt, auf dessen Gefahr

und Kosten wieder beseitigen zu lassen; auch hat der

Unternehmer nicht nur keinerlei Vergütung für derartige

Arbeiten und Lieferungen zu beanspruchen, sondern muß

auch für allen Schaden aufkommen, welcher etwa durch

diese Abweichungen vom Vertrage für die Staatskasse
entstanden ist.

Z. 4. Minderleistung gegen den Vertrag.

Bleiben die ausgeführten Arbeiten oder Lieferungen
zufolge der von der bauleitenden Behörde oder dem

bauleitenden Beamten getroffenen Anordnungen unter

der im Vertrage festverdungenen Menge zurück, so hat

der Unternehmer Anspruch auf den Ersatz des ihm nach¬
weislich hieraus entstandenen wirklichen Schadens.

Nötigenfalls entscheidet hierüber das Schiedsgericht
(§- IS)-

Z. 5. Beginn, Fortführung und Vollen¬

dung derArbeiten:c., Konventionalstrafe.

Der Beginn, die Fortführung und Vollendung der
Arbeiten und Lieferungen hat nach den in den besonderen

Bedingungen festgesetzten Fristen zu erfolgen.

Ist über den Beginn der Arbeiten :c. in den beson¬

deren Bedingungen eine Vereinbarung nicht enthalten,

so hat der Unternehmer spätestens 14 Tage nach schrift¬
licher Aufforderung Seitens des bauleitenden Beamten

mit den Arbeiten oder Lieferungen zu beginnen.

Die Arbeit oder Lieferung muß im Verhältniß zu

den bedungenen Vollendungsfristen fortgesetzt angemessen
gefördert werden.



Die Zahl der zu verwendenden Arbeitskräfte und

Geräthe, sowie die Vorräthe an Materialien müssen

allezeit den übernommenen Leistungen entsprechen.

Eine im Vertrage bedungene Konventionalstrafe gilt

nicht für erlassen, wenn die verspätete Vertragserfüllung

ganz oder theilweise ohne Vorbehalt angenommen

worden ist.

Eine tageweise zu berechnende Konventionalstrafe für

verspätete Ausführung von Bauarbeiten bleibt sur die

in die Zeit einer Verzögerung fallenden Sonntage und

allgemeinen Feiertage außer Ansatz.

H. 6. Hinderungen der Bauausführung.

Glaubt der Unternehmer sich in der ordnungsmäßigen

Fortsührung der übernommenen Arbeiten durch Anord¬

nungen der bauleitenden Behörde oder des bauleitenden

Beamten oder durch das nicht gehörige Fortschreiten

der Arbeiten anderer Unternehmer behindert, so hat er
bei dem bauleitenden Beamten ooer der bauleitenden

Behörde hiervon Anzeige zu erstatten.

Andernfalls werden schon wegen der unterlassenen

Anzeige keinerlei auf die betreffenden, angeblich hindern¬

den Umstände begründete Ansprüche oder Einwendungen

zugelassen.

Nach Beseitigung derartiger Hinderungen sind die

Arbeiten ohne weitere Aufforderung ungesäumt wieder

aufzunehmen.

Der bauleitenden Behörde bleibt vorbehalten, falls

die bezüglichen Beschwerden des Unternehmers für

begründet zu erachten sind, eine angemessene Verlänge¬

rung der im Vertrage festgesetzten Vollendungsfristen —

längstens bis zur Dauer der betreffenden Arbeitshinde¬

rung — zu bewilligen.
Für die bei Eintritt einer Unterbrechung der Bau¬

ausführung bereits ausgeführten Leistungen erhält der

Unternehmer die den vertragsmäßig bedungenen Preisen

entsprechende Vergütung. Ist für verschiedenwerthige

Leistungen ein nach dem Durchschnitt bemessener Einheits¬

preis vereinbart, so ist unter Berücksichtigung des höhereu

oder geringeren Werthes der ausgeführten Leistungen

gegenüber den noch rückständigen ein von dem verab¬

redeten Durchschnittspreise entsprechend abweichender

neuer Einheitspreis für das Geleistete besonders zu

ermitteln und darnach die zu gewährende Vergütung zu
berechnen.

Außerdem kann der Unternehmer im Fall einer Unter¬

brechung oder gänzlichen Abstandnahme von der Bau¬

ausführung den Ersatz des ihm nachweislich entstandenen

wirklichen Schadens beanspruchen, wenn die die Fort¬

setzung des Baues hindernden Umstände entweder von

der bauleitenden Behörde und deren Organen verschuldet

sind, oder — insoweit zufällige, von dem Willen der

Behörde unabhängige Umstände in Frage stehen — sich

aus Seiten der bauleitenden Behörde zugetragen haben.

Eine Entschädigung für entgangenen Gewinn kann

in keinem Falle beansprucht werden.

In gleicher Weise ist der Unternehmer zum Schadens¬

ersatz verpflichtet, wenn die betreffenden, die Fortführung

des Baues hindernden, Umstände von ihm verschuldet

sind, oder auf seiner Seite sich zugetragen haben.

Auf die gegen den Unternehmer geltend zu machenden

Schadensersatzsordernngeu kommen die etwa eingezogenen

oder verwirkten Konventionalstrafen in Anrechnung. Ist
die Schadensersatzforderung niedriger als die Kouven

tionalstrafe, so kommt nur die letztere zur Einziehung.
In Ermangelung gütlicher Einigung entscheidet über

die bezüglichen Ansprüche das Schiedsgericht. (H, 19.)

Dauert die Unterbrechung der Bauausführung länger

als 6 Monate, so steht jeder der beiden Vertragsparteien

der Rücktritt vom Vertrage srei. Die Rücktrittseiklärnng
mnß schriftlich und spätestens 14 Tage nach Ablauf

jener 6 Monate dem anderen Theile zugestellt werden;
andernfalls bleibt — unbeschadet der inzwischen etwa

erwachsenen Ansprüche ans Schadeusersatz oder Kon¬

ventionalstrafe — der Vertrag mit der Maßgabe in

Kraft, daß die in demselben ansbedungeue Vollendungs¬

frist um die Dauer der Bau Unterbrechung verlängert
wird.

H. 7. Güte der Arbeitsleistungen und der
Materialien.

Die Arbeitsleistungen müssen den besten Regeln der

Technik und den besonderen Bestimmungen des Ver-

dingungsanschlages und des Vertrages entsprechen.

Bei den Arbeiten dmsen nur tüchtige und geübte
Arbeiter beschäftigt werden.

Arbeitsleistungen, welche der bauleitende Beamte den

gedachten Bedingungen nicht entsprechend findet, sind

sofort, und unter Ausschließung der Anrufung eines

Schiedsgerichts, zu beseitigen und durch unladelhaste zu
ersetzen. Für hierbei entstehende Verluste an Materialien

hat der Unternehmer die Staatskasse schadlos zu halten.
Arbeiter, welche nach dem Urtheile des bauleitenden

Beamten untüchtig sind, müssen auf Verlangen entlassen
und durch tüchtige ersetzt werden.

Materialien, welche dem Anschlage, bezw. den beson¬

deren Bedingungen oder den dem Vertrage zu Grunde

gelegten Proben nicht entsprechen, sind auf Anordnung

des bauleiteuden Beamten innerhalb einer von ihm zu
bestimmenden Frist von der Baustelle zu entfernen.

Behufs Ueberwachung der Ausführung der Arbeiten

steht dem banleitenden Beamten oder den von demselben

zu beauftragenden Personen jederzeit während der

Arbeitsstunden der Zutritt zu den Arbeitsplätzen und

Werkstätten frei, in welchen zu dem Unternehmen ge¬

hörige Arbeiten angefertigt werden.

Z. 8. Erfüllung der dem Unternehmer,

Handwerkern und Arbeitern gegenüber
obliegenden Verbindlichkeiten.

Der Unternehmer hat der bauleitenden Behörde und

dem bauleitenden Beamten über die mit Handwerkern

und Arbeitern in Betreff der Ausführung der Arbeit

geschlossenen Verträge jederzeit auf Erfordern Auskunft
zu ertheilen.

Sollte das angemessene Fortschreiten der Arbeiten

dadurch in Frage gestellt werden, daß der Unternehmer

Handwerkern oder Arbeitern gegenüber die Verpflich¬

tungen aus dem Arbeitsvertrage nicht oder nicht pünkt-



lich erfüllt, so bleibt der bauleitenden Behörde das
Recht vorbehalten, die von dem Unternehmer geschuldeten
Beträge für dessen Rechnung unmittelbar an die Be¬
rechtigtenzu zahlen. Der Unternehmer hat die hierzu
erforderlichen Unterlagen, Lohnlisten zc. der bauleitenden
Behörde bezw, dem bauleitenden Beamtenzur Verfügung
zu stellen

Z 9. Entziehung der Arbeit :c.
Die bauleitendeBehörde ist befugt, dem Unternehmer

die Arbeiten und Lieferungen ganz oder theilweise zu
entziehen und den noch nicht vollendeten Theil auf seine
Kosten ausführen zu lassen oder selbst für seine Rech¬
nung auszuführen, wenn
n.) seine Leistungenuntüchtig sind, oder
d) die Arbeiten nach Maßgabe der verlaufenen Zeit

nicht genügend gefördert sind, oder
o) der Unternehmer den von der bauleiteuden Behörde

gemäß H. 8 getroffenen Anordnungennicht nachkommt.
Vor der Entziehung der Arbeiten :c, ist der Unter¬

nehmer zur Beseitigung der vorliegenden Mängel, bezw.
zur Befolgung der getroffenenAnordnungen unter Be¬
willigung einer angemessenen Frist aufzufordern.

Von der verfügtenArbeitsentziehungwird dem Unter¬
nehmer durch eingeschriebenen Brief Eröffnung gemacht.

Auf die Berechnung der für die ausgeführten
Leistungen dem Unternehmer zustehenden Vergütung
und den Umfang der Verpflichtung desselben zum
Schadensersatzfinden die Bestimmungenim Z. 6 gleich¬
mäßige Anwendung.

Nach beendeter Arbeit oder Lieferung wird dem Unter¬
nehmer eine Abrechnungüber die für ihn sich ergebende
Forderung nnd Schuld mitgetheilt.

Abschlagszahlungen können im Falle der Arbeits¬
entziehung dem Unternehmer nnr innerhalb desjenigen
Betrages gewährt werden, welcher als sicheres Guthaben
desselben unter Berücksichtigung der entstandenen Gegen¬
ansprüche ermittelt ist.

Ueber die in Folge der Arbeitsentziehung etwa zu
erhebendenvermögeusrechtlichen Ansprücheentscheidet in
Ermangelung gütlicher Einigung das Schiedsgericht
(§- 19)-

H. 1V. Ordnungsvorschriften.
Der Unternehmer oder dessen Vertreter muß sich

zufolge Aufforderungdes bauleitenden Beamten auf der
Baustelle einfinden, so oft nach dem Ermessen des
Letzteren die zutreffenden baulichen Anordnungen ein
mündliches Benehmen auf der Baustelle erforderlich
machen. Die sämmtlichen auf dem Bau beschäftigten
Bevollmächtigten, Gehülfen und Arbeiter des Unter¬
nehmers sind bezüglich der Bauansführung und der
Aufrechterhaltungder Ordnung auf dem Bauplatze den
Anordnungen des bauleitenden Beamten bezw. dessen
Stellvertreters unterworfen. Im Falle des Ungehorsams
kann ihre sofortige Entfernung von der Baustelle ver¬
langt werden.

Der Unternehmer hat, wenn nicht ein anderes aus¬
drücklich vereinbart worden ist, für das Unterkommen
seiner Arbeiter, insoweit dies von dem bauleitenden

Beamten für erforderlicherachtet wird, selbst zn sorgen.
Er muß für seine Arbeiter auf eigene Kosten an den
ihm angewiesenen Orten die nöthigen Abtritte herstellen,
sowie für deren regelmäßige Reinigung, Desinfektion
und demnächstige Beseitigung Sorge zu tragen.

Für die Bewachung seiner Gerüste, Werkzeuge, Be¬
rathe :e., sowie seiner auf der Baustelle lagernden
Materialien Sorge zu tragen, ist lediglichSache des
Unternehmers.

Mitbenutzung von Rüstungen.
Die von dem Unternehmer hergestelltenRüstungen sind

während ihres Bestehens auch anderen Bauhandwerkern
unentgeltlichzur Benutzung zu überlassen. Aenderungen
an den Rüstungen im Interesse der bequemeren Benutzung
Seitens der übrigen Bauhandwerker vorzunehmen, ist
der Unternehmer nicht verpflichtet.
H. 1l. Beobachtung polizeilicher Vor¬
schriften. Haftung des Unternehmers für

seine Angestellten ?c.
Für die Besolgnng der für Bauausführungen be¬

stehenden polizeilichen Vorschriftenund der etwa beson¬
ders ergehenden polizeilichen Anordnungen ist der
Unternehmer für den ganzen Umfang seiner vertrags¬
mäßigen Verpflichtungenverantwortlich. Kosten, welche
ihm dadurch erwachsen, können der Staatskasse gegen¬
über nicht in Rechnung gestellt werden.

Der Unternehmer trägt insbesondere die Verant¬
wortung für die gehörige Stärke und sonstige Tüchtigkeit
der Rüstungen. Dieser Verantwortung unbeschadet ist
er aber anch verpflichtet, eine von dem bauleitenden
Beamten angeordnete Ergänzung und Verstärkung der
Rüstungen unverzüglich und auf eigene Kosten zu be¬
wirken.

Für alle Ansprüche, die wegen einer ihm selbst oder
seinen Bevollmächtigten, Gehülfen oder Arbeitern zur
Last fallenden Vernachlässigungpolizeilicher Vorschriften
an die Verwaltung erhoben werden, hat der Unter¬
nehmer in jeder Hinsichtaufzukommen.

Ueberhaupt haftet er in Ausführung des Vertrages
für alle Handlungen seiner Bevollmächtigten, Gehülfen
und Arbeiter persönlich. Er 'hat insbesondere jeden
Schaden an Person uud Eigenthum zu vertreten, welcher
durch ihn oder seine Organe Dritten oder der Staats¬
kasse zugefügt wird.
Z. 12, Aufmessungen während des Baues

und Abnahme.
Der bauleitende Beamte ist berechtigt, zu verlangen,

daß über alle später nicht mehr nachzumessendenArbeiten
von den beiderseits zu bezeichnendenBeauftragten
während der Ausführung gegenseitig anzuerkennende
Notizen geführt werden, welche demnächstder Berechnung
zu Grunde zu legen sind.

Von der Vollendung der Arbeiten oder Lieferungen
hat der Unternehmer dem banleitenden Beamten durch
eingeschriebenen Brief Anzeige zu machen, worauf der
Termin für die Abnahme mit thunlichster Beschleunigung
anberaumt und dem Unternehmer schriftlich gegen Be-
händiguugsfchein oder mittelst eingeschriebenen Briefes



bekannt gegeben wird.
Ueber die Abnahme wird in der Regel eine Ver¬

handlung aufgenommen; auf Verlangen des Unternehmers
muß dies geschehen. Die Verhandlung ist von dem
Unternehmer bezw. dem für denselben etwa erschienenen
Stellvertreter mit zu vollziehen.

Von der über die Abnahme aufgenommenen Verhand¬
lung wird dem Unternehmer auf Verlangen beglaubigte
Abschrift mitgetheilt.

Erscheint in dem zur Abnahme anberaumtenTermine
gehöriger Benachrichtigungungeachtet weder der Unter¬
nehmer selbst noch ein Bevollmächtigter desselben, so
gelten die durch die Organe der bauleitenden Behörde
bewirkten Ausnahmen, Notirungen :c. als anerkannt.

Auf die Feststellung des von dem Unternehmer Ge¬
leisteten im Falle der Arbeitsentziehung 9) finden
diese Bestimmungengleichmäßige Anwendung.

Müssen Theillieferun gen sofort nach ihrerAnlieferung
abgenommen werden, so bedarf es einer besonderen
Benachrichtigungdes Unternehmers hiervon nicht, viel¬
mehr ist es Sache desselben, für feine Anwesenheitoder
Vertretung bei der Abnahme Sorge zu tragen.

Z, 13. Re ch nun g s a ufstellun g.
Bezüglich der formellen Aufstellung der Rechnung,

welche in der Form, Ausdrucksweise,Bezeichnung der
Räume und Reihenfolge der Pofitionsnnmmern genau
nach dem Verdingungsanfchlageeinzurichtenist, hat der
Unternehmer den von der bauleitenden Behörde bezw.
dem bauleitenden Beamten gestellten Anforderungen zu
entsprechen.

Etwaige Mehrarbeiten sind in besonderer Rechnung
nachzuweisen,uuter deuilichem Hinweis auf die schrift¬
lichen Vereinbarungen, welche bezüglich derselben ge¬
troffen worden sind.

Tagelohnrechnungen.
Werden im Auftrage des bauleitendenBeamtenSeitens

des Unternehmers Arbeiten im Tagelohn ausgeführt,
so ist die Liste der hierbei beschäfiigten Arbeiter dem
bauleitenden Beamten oder dessen Vertreter behufs
Prüfung ihrer Richtigkeit täglich vorzulegen. Etwaige
Ausstellungen dagegen sind dem Unternehmer binnen
längstens 8 Tagen mitzutheilen.

Die Tagelohnrechnungen sind längstens von 2 zn 2
Wochen dem bauleitenden Beamten einzureichen.

Z, 14. Zahlungen.
Die Schlußzahlung erfolgt auf die vom Unter¬

nehmer einzureichende Kostenrechnung alsbald nach
vollendeterPrüfung nnd Feststellung derselben.

Abschlagszahlungen werden dem Unternehmer in
angemessenenFristen auf Antrag, nach Maßgabe des
jeweilig Geleisteten, bis zu der von dem bauleitenden
Beamten mit Sicherheit vertretbaren Höhe gewährt.

Bleiben bei der Schlußabrechnung Meinungsverschieden¬
heiten zwischendem bauleitenden Beamten oder der
bauleitendenBehörde und dem Unternehmerbestehen, so
soll das dem Letzterenunbestritten zustehende Guthaben
demselben gleichwohlnicht vorenthalten werden.
Verzicht auf spätere Geltendmachung aller

nicht ausdrücklichvorbehaltenen Ansprüche.
Vor Empfangnahme des von dem bauleitenden Beamten

oder der bauleitenden Behörde als Restguthabeu zur
Auszahlung angebotenen Betrages muß der Unternehmer
alle Ansprüche,welche er aus dem Vertragsverhältniß
über die behördlicherseitsanerkannten hinaus etwa noch
zu haben vermeint, bestimmt bezeichnen und sich vor¬
behalten, widrigenfalls die Geltendmachungdieser An¬
sprüche später ausgeschlossen ist.

Zahlende Kasse.
Alle Zahlungen erfolgen, sofern nicht in den besonderen

Bedingungenetwas anderes festgesetzt ist, auf der Kasse
der bauleitenden Behörde.

§.15. Gewährleistung.
Die in den besonderen Bedingungen des Vertrages

vorgesehene, in Ermangelung solcher nach den allge¬
meinen gesetzlichenVorschriften sich bestimmendeFrist
für die dem Unternehmer obliegende Gewährleistung
für die Güte der Arbeit oder der Materialien beginnt
mit dem Zeitpunkte der Abnahme der Arbeit oder
Liefernng.

Der Einwand nicht rechtzeitiger Anzeige von Mängeln
gelieferter Waaren (Art. 347 des Handelsgesetzbuches)
ist nicht statthast.

H. 16. S i ch er h ei t s st el l» n g. Bürgen.
Kautionen.

Bürgen haben als Selbstschulduer in den Vertrag
mit einzutreten.

Kautionen können in baarem Gelde oder guten Werth¬
papieren oder sicheren — gezogenen — Wechseln oder
Sparkassenbüchernbestellt werden.

Die Schuldverschreibungen,welche von dem Deutschen
Reiche, oder von einem Deutschen Bnndesstaate aus¬
gestellt oder garautirt sind, sowie die Stamm- uud
Stamm.Prioritätsaktien und die Prioritätsobligationen
derjenigen Eisenbahnen, deren Erwerb dnrch den Preußi¬
schen Staat gesetzlich genehmigt ist, werden zum vollen
Kurswerthe als Kaution angenommen. Die übrigen bei
der Deutschen Reichsbank beleihbaren Effekten werden
zn dem daselbst beleihbaren Bruchtheil des Kurswerthes
als Kaution angenommen.

Die Ergänzung einer in Werthpapieren bestellten
Kaution kann gefordert werden, falls in Folge eines
Kursrückgangesder Kurswerth bezw. der zulässige Bruch¬
theil desselbensür den Betrag der Kaution nicht mehr
Deckung bietet.

Baar hinterlegte Kautionen werden nicht verzinst.
Zinstragenden Werthpapieren sind die Talons und Zins¬
scheine, insoweit bezüglich der letzteren in den besonderen
Bedingungennicht etwas anderes bestimmt wird, beizu¬
fügen. Die Zinsscheinewerden so lange, als nicht eine
Veräußerung der Werthpapiere zur Deckung entstandener
Verbindlichkeitenin Aussicht genommen werden muß,
an den Fälligkeitsterminendem Unternehmer ausgehän¬
digt. Für den Umtausch der Talons, die Einlösung
und den Ersatz ansgelooster Werthpapiere sowie den
Ersatz abgelaufener Wechsel hat der Unternehmer zn
sorgen.



Falls der Unternehmer in irgend einer Beziehung
seinen Verbindlichkeitennicht nachkommt, kann die Be¬
hörde zu ihrer Schadloshaltung auf dem einfachsten
gesetzlich zulässige»Wege die hinierlegten Werthpapiere
und Wechsel veräußern bezw. einkassiren.

Die Rückgabe der Kaulion, soweit dieselbe für die
Verbindlichkeitendes Unlernehmers nicht in Anspruch
zu nehmen ist, ersolgt, nachdem der Unternehmerdie
ihm obliegendenVerpflichtungen vollständig ersüllt hat,
und insoweit die Kaution zur Sicherung der Garantie¬
verpflichtung dienl, nachdem die Garantiezeit abgelansen
ist. In Ermangelung audcrweiter Verabredung gilt
als bedungen, daß die Kaution in ganzer Höhe zur
Deckung der Garantieverbinvlichkeiteinzubehaltenist.

tz. 17. Uebertragbarkeit des Vertrages.
Ohne Genehmigung der banleitenden Behörde darf

der Unternehmer seine vertragsmäßigen Verpflichtungen
nicht anf Andere übertragen.

Verfällt der Unternehmer vor Erfüllung des Vertrages
in Konkurs, so ist die bauleitendeBehörde berechtigt,
den Vertrag mit dem Tage der Konkurseröffnungauf¬
zuheben.

Bezüglichder in diesem Falle zu gewährendenVer-
aülnng sowie der Gewährnng von Abschlagszahlungen
finden die Bestimmungen des K. 9 sinngemäße An¬
wendung.

Für den Fall, daß der Unternehmer mit Tode ab¬
gehen sollte, bevor der Vertrag vollständig erfüllt ist,
hat die bauleitende Behörde die Wahl, ob sie das
Vertragsverhältniß mit den Erben desselben fortsetzen
oder dasselbe als aufgelöst betrachtenwill.

H. 18. G e r i ch t s st a n d.
Für die aus diesem Vertrage entspringendenRechts-

streitigkeitenhat der Unternehmer — unbeschadetder
im §. 19 vorgesehenen Zuständigkeit eines Schieds¬
gerichts — bei dem für den Ort der Bauaussühruug
zuständigen Gerichte Recht zu nehmen.

Z. 19. Schiedsgericht.
Streitigkeiten über die ^durch den Vertrag begründeten

Rechte und Pflichten, sowie über die Ausführung des
Vertrages sind, wenn die Beilegung im Wege der Ver¬
handlung zwischen dem bauleitenden Beamten und dem
Unternehmer nicht gelingen sollte, zunächst der bau¬
leitenden Behörde zur Entscheidungvorzulegen.

Gegen die Entscheidung dieser Behörde wird die
Anrufung eines Schiedsgerichteszugelassen. Die Fort¬
führung der Bauarbeiten nach Maßgabe der von der

bauleitenden Behörde getroffenen Anordnungen darf
hierdurch nicht aufgehalten werden.

Für die Bildung des Schiedsgerichtsund das Ver¬
fahren vor demselben kommen die Vorschriften der
Deutschen Civil-Prozeß-Ordnung vom 30. Januar 1877
HZ. 851—872 in Anwendnng, Bezüglich der Ernennung
der Schiedsrichter sind abweichende,in den besonderen
Vertragsbedingungen getroffene Bestimmungenin erster
Reihe maßgebend.

Falls die Schiedsrichter den Parteien anzeigen, daß
sich unter ihnen Stimmengleichheitergeben habe, wird
das Schiedsgerichtdurch eiueu Obmann ergänzt. Die
Ernennung desselben ersolgt — mangels anderweiter
Festsetzung in den besonderen Bedingungen — durch
den Präsidenten oder Vorsitzenden einer benachbarter
Provinzialbehörde desjenigen Verwcltungszweiges,
welchem die vertragschließendeBehörde angehört.

Ueber die Tragung der Kosten des schiedsrichterlichen
Verfahrens entscheidet das Schiedsgericht nach billigem
Ermessen.

H. 20. Kosten und Stempel
Briefe und Depeschen,welche den Abschluß und die

Anssührnng des Vertrages betreffen,werden beiderseits
fraukirt.

Die Portokostenfür solche Geld- und sonstige Sen¬
dungen, welche im ausschließlichen Interesse der Unter¬
nehmers erfolgen, trägt der Letztere.

Die Kosten des Vertragsstempels trägt des Unter¬
nehmer nach Maßgabe der gesetzlichenBestimmungen.

Die übrigen Kosten des Vertragsabschlusses fallen
jedem Theile zur Hälfte zur Last.

Die vorstehendabgedruckten Bedingungen werden mit
dem Bemerken republizirt, daß sie für alle Bauten in
den Ressorts der Ministerien der öffentlichen Arbeiten,
des Innern, der geistlichen ?c. Angelegenheiten, der
Finanzen, für Landwirthschaft und für Handel und
Gewerbe Anwendung finden. Die allgemeinen Vertrags-
Bedingungen für Waffer- und Wegebauten unterscheiden
sich von denen für Hochbautennur durch unwesentliche
Fassuugs-Aeuderungen. Abdrücke der Bewerbungs-
Bedingnngen sind zum Preise von 6 Pf., Abdrücke der
Bedingnugen für Hochbauten und Wasserbauten zum
Preise von 10 Pf. in der Hofbuchdruckerei von L.
Voß Cie. Hierselbst käuflich.

Düsseldorf, den 7. April 1886. I. UI. 7472.
Königliche Regierung, Abth. des Innern: von Roon.
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Kxtra-Ml'att
zum

15. Stück des Amtsblattes der Kömglichen Regierung ?u Düsseldorf.
dachter Bekanntmachung gegebenen, die Verhütung eines

Mißbrauchs dieser Erlaubniß zu verbotener Einführung

von Rindvieh bezweckenden Vorsichtsmaßregeln gestattet
werden.

In gleicher Weise kann den in den holländischen, an

das diesseitige Gebiet anstoßenden Gemeinden ansässigen

Landwirthen durch spezielle Erlaubniß der diesseitigen

Ortspolizeibehörden der Verkehr mit Rindviehgespann

über die Grenze behufs Beackerung und Aberntung ihrer

im diesseitigen Gebiete gelegenen Grundstücke gestattet
werden.

Düsseldorf, den 15. April 1886. I. II. 1247.

Der Regieruugs-Präsident,
I. V.: von Roon.

Verordnungen n. Bekanntmachungen
der Provinzial-Behörden.

3ßl. 356. Betreffend den Grenzverkehr mit Riudvieh-

gespannen.

Mit Genehmigung des Herrn Ministers für Land¬

wirthschaft zc, bestimme ich hierdurch im Anschluß an

meine Bekanntmachung vom 3. November 1883, I. II.

2681, betreffend den Grenzweideverkehr was folgt:

Denjenigen Grundbesitzern in den an Holland an¬

grenzenden diesseitigen Gemeinden, welche jenseits der

Landesgrenze Grundstücke besitzen, kann der Verkehr mit !

Rindvichgespann über die Grenze behufs Beackerung

und Aberntung ihrer Grundstücke Seitens der diesseitigen

Ortspolizeibehörden unter Beobachtung der in vorge¬

Avsgeqeben zu Düsseldorf am 21. April 1386.
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